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11. Vorwort 

Der vorliegende Ratgeber will anhand von Fragen und Antworten in knapper Form über rechtliche Aspekte 
informieren, die für die Arbeit der eingetragenen/rechtsfähigen und gemeinnützigen AB von Bedeutung sind. 

E s handelt sich somit nicht um einen Rechtsratgeber für den Kreis der Beratenen und Betreuten. Hierzu 
verweisen wir auf die einschlägige Literatur, die Rechtsseminare der D.A.H., den Rechtsratgeber "AIDS und 
HIV im Recht" der D.A.H.\ die Partner-AIDS-Hilfen im Westen und die Beratungsangebote jeder Behörde. 

Diese Zusammenstellung ist nicht vollständig, sondern berücksichtigt nur grundlegende Fragen. Spezielle, sich 
im Einzelfall ergebende Probleme sollten daher durch Rücksprache mit einem Anwalt oder den Fachreferaten 
der D.A.H. geklärt werden. Ausgeklammert sind auch Fragen zur Gründung und stufenweisen Entwicklung 
eines Vereins, da die meisten AIDS-Hilfen (Ost) über dieses Stadium hinaus sein werden. 

Bei Bedarf wird dieser Ratgeber aktualisiert. Wir bitten Euch daher, uns mitzuteilen, welche rechtlichen 
Aspekte zusätzlich aufgenommen werden sollten und welche Ihr für überflüssig erachtet. 

Sprachlich haben wir uns auf das geographische Begriffspaar Ost- und Westdeutschland geellllgt. Bei 
Rückfragen stehen Euch alle R eferate in der Bundesgeschäftsstelle der D.A.H ., insbesondere das Ost-Referat 
zu r Verfügung. 

Das R eferat Ost der D.A.H . dankt Marcus Haug für die Erstellung des Ratgebers, Anna Lohrnann und 
Friedri ch Baumhauer, die auf die inhaltliche und rechtliche Korrektheit geachtet haben sowie Christine 
Höpfner für ihre umsichtigen Lektorierungsarbeiten. 

Heiko Schorcht 
- Referat Ost -

Berlin , im September 1991 

Deutsche AIDS-Hilfe e. V. (Hg.) : AIDS und HIV im Recht - Ein Leitfaden -. Palette Verlag, 
Bamberg Mai 1991. ISBN 3-928062-03-4. DM 29,00; beziehbar über den Buchhandel 
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111. Die Räumlichkeiten 

- > siehe dazu auch Kapitel VIII. über Verträge allgemein! 

1. Hat der Verein einen Vertrag über Wohnraum oder über Gewerberaum? 

Diese Frage ist wichtig für Kündigungsschutz- und Miethöheoregelungen. Ob ein Vertrag über Wohnraum oder 
über Gewerberaum vorliegt (diese rein begriffliche Grenze zieht das Gesetz), hängt nicht von der Ausstattung 
oder Art oder baulichen Nutzungsgenehmigung der Räume ab. Dergleichen hat nur Bedeutung, wenn aus dem 
Vertrag nicht hervorgeht, ob es sich um Wohn- oder Gewerberaum handelt. 

Grundsätzlich ist die Beschreibung des Nutzungszwecks im Vertrag maßgeblich. An eine AIDS-Hilfe wird nicht 
zu Wohnzwecken vermietet. Folglich liegt ein Vertrag über "gewerbliche" Nutzung vor, und die meisten 
Schutzregelungen zugunsten des Mieters finden keine Anwendung. 

Ob dieser Vertrag mündlich oder schriftlich geschlossen wurde, ist unerheblich. Die Schriftform ist jedoch für 
Beweiszwecke unbedingt vorzuziehen. Dies gilt selbstverständlich auch für Vertragsänderungen (Anmietung von 
Zusatzräumlichkeiten sollte in den Hauptvertrag aufgenommen werden)! Ein mündlicher Vertrag, der für einen 
Zeitraum geschlossen wurde, der über ein Jahr hinausgeht ist, gilt automatisch als unbefristet. 

Handelt es sich um eine Mischung von Gewerbe- und Wohnraum, so hängt es davon ab, welche Nutzung 
überwiegt. Dementsprechend gilt dann Wohnraumrecht nur, wenn diese Nutzung überwiegt. Besteht ein 
Gleichgewicht , ist Wohnraumrnietrecht anzuwenden. Für die Frage, ob ein Gleichgewicht besteht, können 
Mietwert und Mietfläche der unterschiedlich genutzten Flächen als Hinweise hinzugezogen werden. 

Darf jedoch der Mieter den jeweiligen Anteil selbst bestimmen, so gilt nur Gewerbemietrecht. 

2. Kann sich der Verein in Wohnräumen niederlassen? 

Ein darauf gerichteter Vertrag wäre gültig. Dennoch ist davon abzuraten! 

Es handelt sich nämlich um eine Zweckentfremdung, die behördlicherseits (z.B. vom "Amt fur Bau- und 
Wohnungswesen") genehmigungspflichtig ist. Fehlt diese Genehmigunt, kann die Behörde Bußgelder 
ve rhängen oder gar die Wohnung räumen lassen. Falls der Mieter von der fehlenden Genehmigung wußte oder 
wissen kon nte, besteht zwar der Vertrag weiter, er kann jedoch nicht mehr durchgesetzt bzw. erfüllt werden. 
Konnte de r Mieter dies nicht wissen, so ist der Vermieter schadensersatzpflichtig. 

Am bes ten ist in einem solchen Fall, sich gemeinsam mit dem Vermieter um eine Genehmigung zu bemühen 
und hi erbei anzuführen, daß es sich bei einer AIDS-Hilfe um einen gemeinnützigen Verein mit sozialer 
Aufgabe handelt. der durch den Staat in hohem Maße förderungs- und schutzwürdig ist; denn die AIDS-Hilfen 
nehmen dem Staat einen Teil der Gesundheitsfürsorge ab. Zur Wahrnehmung dieser Aufgabe ist der Staat 
verpflichtet - mancherorts ist dies den Behörden uomer noch unbekannt. 

Eine Vcrtragsklausel, die das Risiko des Besorgens und der Nichterteilung einer solchen Erlaubnis allein auf 
den Mieter abwälzt, ist bei vorformulierten Mietverträgen nichtig (s. Gesetz über Allgemeine 
Geschäftsbedingungen = AGBG). 

2Bei Bescheiden und Genehmigungen von Behörden ist zu beachten, daß diese nur schriftlich 
Verbindlichkeit erlangen. Eine mündliche Auskunft erzeugt keinen Vertrauensschutz! Eine gegenläufige 
Tendenz ist zwar im Sozial recht zu beobachten, hat sich allerdings nicht weiter durchgesetzt. 
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3. Welche Kündigungsfristen bestehen beim Vertrag über Nicht-Wohnraum? 

Ein Mietvertrag ist entweder befristet auf eine gewisse Laufzeit oder enthält keine Laufzeit und ist dann 
unbefristel. 

Eine außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund ist immer möglich, ggf. sogar fristlos! Als Gründe 
gelten z.B. erhebliche Störung des Hausfriedens. Gefährdungen der anderen Mietparteien, Nichtbezahlung des 
Mietzinses usw. 

Im Gegensatz dazu gibt es die "ordentliche" Kündigung. Sie ist möglich bei einem unbefristeten Mietvertrag 
nach dem Vertragstext oder, wenn dieser dazu schweigt, nach dem BGB3

. Sie soll dazu dienen, die 
Mietparteien nicht durch einen unbefristeten Vertrag auf ewig aneinander zu binden. 

Die ordentliche Kündigung ist nicht möglich, wenn im Vertrag eine Laufzeit vorgegeben ist. Bei dieser 
Venragsform ist es daher sinnvoll, ein vorzeitiges Kündigungsrecht seitens des Mieters zu vereinbaren. 

Bei einem unbefristeten Vertrag richtet sich die Kündigungsfrist nach § 565 Abs. 1 Nr. 3 BGB, wenn vertraglich 
nichts anderes vereinbart isl. Die Kündigung muß demnach, wenn die Miete monatlich oder in längeren 
Abständen bezahlt wird, arn dritten Werktag eines Kalendermonats für den Ablauf des übernächsten Monats 
nfolgen, wenn mit diesem ein Kalendervierteljahr abläuft. Diese Kündigung kann auch mündlich erfolgen. 

Besondere Kündigungsgründe brauchen hier - im Gegensatz zur Kündigung von Wohnraum - nicht angegeben 
werden. 

Wichtig: 

TIP: 

Der Mieter ist nicht verpflichtet, den Vermieter auf eine fehlerhafte Kündigung hinzuweisen. 
Es ist Sache des Vermieters, eine Kündigung richtig zu formulieren. 

Ist die Mietzeit abgelaufen und werden die Räume weiterhin vom Mieter genutzt und 
widerspricht der Vermieter nicht binnen zwei Wochen, so gilt das Mietverhältnis als auf 
unbestimmte Zeit fortgesetzt (§ 568 BGB). 

Mietvertrag schriftlich formulieren oder Schriftform nachholen, Verlängerungsklausel und 
schriftliche Kündigung festlegen. Falls es fmanziell möglich ist, den Mietzins für einen 
längeren Zeitraum im voraus zu bezahlen, so gilt das - wenn der Vermieter nicht ausdrücklich 
widersprochen hat - als Mietzeitgarantie. 

Bei einer Mischnutzung von Gewerbe- und Wohnraum (je 50%) überwiegt das günstigere 
Wohnraumrecht, worauf man den Vermieter bei Vertragsabschluß nicht aufmerksam machen 
muß. 

Sind die Räumlichkeiten von einer staatlichen Einrichtung angemietet, so muß diese, durch 
das Willkürverbot bedingt, nachweisen, daß die Kündigung nicht willkürlich ist! 

4. Wie wehrt sich der Verein gegen eine Kündigung? 

Die Eigenbedarfsregelung, die Anwendung der Sozialklausei, das Miethöhengesetz etc. gehören ausschließlich 
in den Bereich des Wohnraumrechts und sind für das Gewerbemietrecht nicht anwendbar! 

Erfolgte die Kündigung nicht fristgerecht oder ist die im Vertrag festgelegte Schriftform nicht eingehalten 
worden, so kann sie ignoriert werden, weil sie wirkungslos ist. Im Zweifelsfall bitte einen Rechtsanwalt oder das 
Referat Ost der D.A.H. konsultieren! 

JBürgerliches Gesetzbuch 
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Sind keine anderen Räumlichkeiten zu finden, werden die Räume weiterhin genutzt und widerspricht der 
Vermieter nicht, so könnt Ihr Euch auf die stillschweigende Verlängerung nach § 568 BGB berufen! 

Sind die Räume von einer staatlichen Einrichtigung angemietet worden, solltet Ihr Euch auf das Willkürverbot 
und den staatlichen Auftrag "Gesundheitsfürsorge" berufen. Dies bietet allerdings keinen absoluten Schutz, 
sondern kann höchstens zu einer Rücknahme der Kündigung führen! 

Für Altverträge aus der Zeit vor der Rechtsangieichung gelten jedoch noch folgende Bestandsschutzregelungen: 

* 

* 

Die Kündigungsfrist verlängert sich um weitere 3 Monate, also auf 6 Monate zum Quartalsende, wenn 
die Kündigung vor dem 01.01.95 erklärt wird (wann sie wirksam wird, spielt keine Rolle) . 

Der Mieter von Geschäftsraum kann der Kündigung widersprechen und die Fortsetzung des 
Mietverhältnisses verlangen, wenn eine erhebliche Gefährdung seiner wirtschaftlichen Lebensgrundlage 
entstehen würde. Diese Bestimmung gilt auch für juristische Personen!4 
Dieses Widerspruchsrecht gilt für Kündigungen, die bis zum 31.12.92 ausgesprochen werden. 
Der Widerspruch muß in Schriftform (Begründung kann auf Verlangen des Vermieters nachgereicht 
werden) zwei Monate vor Ablauf des Mietverhältnisses erklärt werden. Hat der Vermieter es 
unterlassen, den Mieter auf dieses Widerspruchsrecht hinzuweisen, kann der Widerspruch noch im 
ersten Termin des Räumungsverfahrens geltend gemacht werden. 

Zuständig für Mietstreitigkeiten sind die Amtsgerichte5
. Diese bestimmen vor der mündlichen 

Hauptverhandlung entweder einen frühen ersten Termin oder ein schriftliches Vorverfahren und 
fo rdern den Beklagten (hier die AH) mit ausreichender Fristsetzung zu einer Stellungnahme auf. Der 
Widerspruch ist also nach der ersten Aufforderung durch das Gericht zu erklären. 

5. Wie wehrt sich der Verein gegen eine Mieterhöhung? 

Das Miethöhengesetz ist nicht anwendbar, außer es handelt sich um eine überwiegende Nutzung als Wohnraum 
(s. Punkt 1). Bei solchen Mischverträgen kann jedoch eine einheitliche Miete plus ein Gewerbezuschlag 
ve reinbar! sein. Dann kommt nur eine Erhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete in Frage (die 
Gewcrbenutzung ist durch den Zuschlag bereits abgegolten). 

Ist dieser Zuschlag nicht vereinbart worden, so kann die anteilige Miete für die gewerblich genutzte Fläche 
über die nach Miethöhengese tz zulässige Grenze um 50% erhöht werden. 

In Ostdeutschland ist die Mietpreisbindung für Geschäftsraum mit dem 31.12.90 abgelaufen. Miethöhe. 
Staffelmieten, Mietanpassungsklauseln können somit frei vereinbart werden. 

Für Altverträge aus der Zeit vor der Rechtsangieichung gelten jedoch noch folgende Bestandsschutzregelungen: 

* Eine vereinbarte. aber überhöhte Miete. die nach der Regelung bis zum 31.12.90 unzulässig war, wird 
nur zulässig, wenn sie auch nach dem 01.01.91 weitergezahlt wurde und der Mieter über die 
Unzulässigkeit Bescheid wußte. Überbezahlte Beträge können zurückgefordert werden! 

· Zur Zeit gibt es noch keine Entscheidungen zu der Frage, ob man den Begriff "wirtschaftliche 
Lcbcnsgrundlage" entsprechend auf die Beratungs- und Betreuungstätigkeit anwenden kann. Man kann 
jedoch so argumentieren: Da vorn Sinn des Gesetzes her eine soziale Institution nicht weniger schutzwürdig 
ist als ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, ist der Wortlaut der Norm auch auf die "Lebensgrundlage einer 
Sozialeinrichtung" anzuwenden. Eine solche Organisation muß an zentraler Stelle in einer Stadt Räume für 
die Beratung anbieten können. 

5§ 23 Nr. 2a Gerichtsverfassungsgesetz, GVG; § 495 Zivilprozeßordnung, ZPO in Verbindung mit §§ 275 
ff. ZPO 
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6. Was passiert mit einem Altvertrag aus der Zeit vor der Wiedervereinigung? 

- > siehe auch Punkte 4. und 5.! 

Falls nichts anderes bestimmt ist, gilt das Mietvertragsrecht des BGB. Das BGB beinhaltet jedoch zahlreiche 
"dispositive" (= nachgiebige) Vorschriften, die nur gelten, solange vertraglich keine andere Regelung getroffen 
wurde. Hier "beißen" sich Altvenrag und BGB nicht, und der Vertrag bleibt weiterhin für beide Seiten bindend. 

Soweit nach dem BGB möglich, gilt der Altvertrag weiter. Genauere Informationen hierzu sind vom Einzelfall 
abhängig. 

7. Wie darf der Verein die Räumlichkeiten nutzen? 

Das Minimum an Nutzungsmöglichkeit ist durch den Vertrag defIniert (auch durch den mündlichen oder 
mündlich ergänzten, wenn nicht im schriftlichen Vertrag für Vertragsänderungen die Schriftform vorgesehen 
wurde). 

Wenn also an eine AH e.V. vermietet ist, dürfen die zu diesem Verein Zugehörigen sowie Gäste, 
Seminarreilnehmer, Ratsuchende etc. die Räumlichkeiten für alle Aktivitäten nutzen, die zur Arbeit einer AH 
gehören. Nicht inbegriffen sind jedoch z.B. Wohnen und wirtschaftliche Nutzung (die Einrichtung einer 
Cafeteria muß mit dem Vermieter abgesprochen werden) . Auch eine Untervermietung ist nur mit Genehmigung 
des Vermieters zulässig. Diese Genehmigung kann zudem nicht - wie in manchen Fällen bei der 
Wohnraummietung - erzwungen werden. 

Wer also größere Räumlichkeiten anmietet und diese im Wechsel oder auch auf Dauer anderen Organisationen 
zu deren eigenen Nutzung zur Verfügung stellen möchte, muß dies mit dem Vermieter absprechen. Eine 
Gebrauchsüberlassung ist unzulässig und ein Kündigungsgrund! 

Erlaubt ist jedoch, die Räume für ein Wochenendseminar einer anderen Selbsthilfegruppe zu Verfügung zu 
stellen, wenn die AH als Organisatorin auftritt. 

TIP: Die Nutzungsbeschreibung im Vertrag möglichst weit fassen und eine Untermietserlaubnis 
aufnehmen. 
Wird der Nu tzungsumfang überschritten und duldet dies der Vermieter (= er weiß Bescheid 
und widerspricht nicht ), führt dies zu einer Vertragserweiterung, wenn nicht vertraglich für 
solche Anderungen die Schriftform vereinbart wurde! 
Sollen die Räume auf Dauer einer anderen Organisation überlassen werden und läßt sich der 
Vermieter nicht auf einen Wechsel des Vertragspartners ein, so empfIehlt sich ein Beitritt 
dieser Organisation zur AH. 

Die Anbringung eines Schildes "AIDS-Hilfe ... , kostenlose und anonyme Beratung von ... bis ... " ist Teil der 
vertraglichen Nutzung und dar f nicht eingeschränkt werden!6 

Um Streitigkeiten zu vermeiden, empfIehlt sich die Aufnahme des Passus "wird an die AH ... mit 
Beratungsbetrieb und Publikumsverkehr vermietet". 

8. Gibt es eine Verlängerungsmöglichkeit für befristete Verträge? 

siehe Punkt 4! 

6Über Art und Größe solcher Schilder gibt es zahlreiche Streitigkeiten. Ein ästhetischer 
Mindes tstandard ist einzuhalten. 
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9. Wie wehrt sich der Verein gegen eine polizeiliche Durchsuchung der Räumlichkeiten? 

In bundesrepublikanischen TV-Krimis wird oft nach dem "richterlichen Durchsuchungsbefehl" gefragt, und die 
Polizisten ziehen unverrichteter Dinge wieder ab, wenn dieser noch nicht vorliegt. 

Rechtlich sieht es anders aus! 

Bei einer Durchsuchung wird nach Gegenständen gesucht, die Z.B. als Beweismittel im Strafverfahren in Frage 
kommen, oder nach einem Verdächtigen. Die Durchsuchung kann. muß aber nicht im Rahmen eines bereits 
laufenden Strafverfahrens geschehen. 

Im laufenden Strafverfahren7 ist die Haussuchung beim Verdächtigen bereits zulässig, wenn die Vermutung 
vorliegt, daß die Durchsuchung zur Auffindung von Beweismitteln führen wird. Eine "gefühlsmäßige" 
Vermutung genügt zwar nicht, aber es müssen auch keine konkreten Tatsachen vorliegen. Dies klingt vage und 
ist es auch! 

Nachts ist die Durchsuchung beschränkt: nur bei Verfolgung auf frischer Tat oder bei Gefahr im Verzuge. 
Als Nacht gilt zwischen dem 01. April und dem 30. September die Zeit von 21.00 bis 04.00 Uhr, ansonsten bis 
06.00 Uhr. 

Gmndsätzlich ist für die Anordnung der Richter zuständig, bei Gefahr im Verzuge aber auch die 
Staatsanwaltschaft oder deren Hilfsbeamte. Die richterlichen Durchsuchungsbefehle müssen die Art des 
Tatverdachts und die gesuchten Beweismittel bezeichnen. Aber auch Staatsanwaltschaft und Polizei sind in 
diesen Fällen stets zur Mitteilung der DurchsuchungsgrÜßde verpflichtet. Eine Suche nach Beweismitteln, die 
auf andere Straftaten verweisen, ist unzulässig. Werden solche jedoch zufällig bei einer rechtmäßigen 
Durchsuchung gefunden, können auch sie beschlagnahmt werden. 

Der Inhaber der Räume (= der Verein, d.h. seine vertretungsberechtigten Mitglieder) darf der Durchsuc.hung 
beiwohnen . Ist er nicht anwesend und kein sonstiger Vertreter aufzufinden, dürfen Beweisstücke trotzdem 
ve rwertet werden. 

Die Betroffenen haben das Recht, sich direkt nach der Durchsuchung eine Bescheinigung über den Zweck und 
das E rgebnis der Durchsuchung ausstellen zu lassen. 

Wichtig: Die Beamten der Polizei sind nur befugt, Papier und andere Informationsträger grob zu 
sichten. Diese müssen danach in ein Verzeichnis aufgenommen und in einem Umschlag, der 
in Gegenwart des Inhabers mit einem Amtssiegel zu verschließen ist, an die Staatsanwaltschaft 
abgeliefert werden. 

Gegen aUe diese Vornahmen der Staatsanwaltschaft oder der Polizei kann der Amtsrichter angerufen werden. 
Die Staatsanwal tschaft hat von sich aus binnen 3 Tagen den Richter zu benachrichtigen. 

Beim Unverdächtigen ist immer ein konkreter Verdacht notwendig, daß sich der oder das Gesuchte in den 
Räumlichkeiten befindet. Dies ist dem Inhaber der Räume auch bekanntzumachen. 

Außerhalb eines laufenden Strafverfahrens enthalten die Landespolizeigesetze der Länder zusätzlich die 
Ermächtigung, bei Gefahr im VerzugeS die Räumlichkeiten zu betreten. Geschäftsräume, die der Öffentlichkeit 

7Das Strafverfahren beginnt in dem Moment, in dem die Staatsanwaltschaft Ermittlungen anstellt -
entweder selbst oder über die Polizei. 

SDie Formulierungen sind unterschiedlich: In Berlin wird Z.B. von einer "gegenwärtigen erheblichen 
Gefah r" gesprochen. ParadefaII: Schreie aus der Wohnung, wenn gerade jemand überfallen wird. 
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zugänglich sind, dürfen jedoch schon zur einfachen "Gefahrenabwehr"g betreten werden. Ansonsten sind die 
Rechte des Betroffenen ähnlich wie oben geregelt. 

Die im Text auftauchenden Begriffe wie "Vermutung", "konkreter Tatverdacht", "gegenwärtige erhebliche 
Gefahr" oder "GefahrenabwehrIO helfen im konkreten Fall nicht zu beurteilen, ob die Aktion der Polizei 
rechtmäßig oder rechtswidrig ist. 

In der Theorie ist Widerstand gegen eine unrechtmäßige Aktion straflos. Auch die wohlbegründete Annahme 
einer Unrechtmäßigkeit führt zur Straflosigkeit. Allerdings kann im konkreten Fall der Betroffene nicht sofort 
entscheiden, ob die Aktion unrechtmäßig ist. Deshalb empfiehlt es sich nicht, aktiven Widerstand zu leisten. 

TlPS: Nehmt in Euer Telefonregister die Nummer Eures zuständigen Amtsgerichtes auf und 
informiert Euch, über welche Nummer Ihr an den jeweiligen Richter mit 
Rufbereitschaft (Tag und Nacht!) herankommt. 

Wendet Euch in solchen Fällen sofort an einen Anwalt. 

Sammelt möglichst wenig an sensiblen Daten (Adressen, Gesprächsnotizen etc.) und 
sichert den PC mit Password/Kennwort oder anderweitig ab. 

Leistet keinen aktiven Widerstand. Er kann strafrechtliche Konsequenzen haben. 

Laßt Euch den richterlichen Durchsuchungsbefehl zeigen oder verlangt von den 
Beamten eine Begründung Ihres Handelns. 

Besteht darauf, bei der Haussuchung anwesend zu sein. 

Macht keine Aussagen und gebt nicht Euer PC-Password!Kennwort bekannt. Dazu 
seid Ihr nicht verpflichtet. 

Besteht auf einem Bericht über die Haussuchung mit Protokoll und 
Ergebnismitteilung. Verlangt eine Liste der beschlagnahmten Gegenstände. 

Nach der Durchsuchung: 

Bei einer Aktion der Staatsanwaltschaft ist Beschwerde beim Amtsrichter möglich. 

Bei einer Aktion, die allein im Ermessen der Polizei stand, ist zwar keine Anfechtung 
oder Aufhebung dieses Verwaltungsaktes mehr möglich, aber eine Klage 10 vor dem 
Verwaltungsgericht, wenn zu befürchten ist, daß die Aktion sich wiederholt, oder 
wenn eine Rufschädigung wiedergutgemacht werden soll. 

Veranlaßt eine richterliche Überprüfung der Beschlagnahmung von Gegenständen. 

Fordert bei einer unrechtmäßigen Aktion Schadensersatz. 

Und vor allem: 

Bemüht Euch um eine persönliche Aussprache mit dem zuständigen 
Polizeipräsidenten. Hierbei könnt Ihr versuchen, z.B. folgendes zu vermitteln: Die 

gZ.B. ist dies der Fall bei den bekannten "Polizeirazzien". 

10genauer: Fortsetzungsfeststellungsklage. Der Begriff ist jedoch vor Gericht nicht wichtig, es muß nur 
erkennbar sein, was der Kläger will. 
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Polizei hat als Aufgabe die Gefahrenabwehr. Die Vergabe von Spritzen wurde 
klassisch als "Gefahrerzeugung" betrachtet; heutzutage setzt sich jedoch die Ansicht 
durch, daß durch dieses Angebot Infektionsgefahren abgewehrt werden können. 
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10. Was tun bei Streitigkeiten mit dem Vermieter? 

Eine generelle Antwort gibt es nicht. Je nach Ausgangslage bieten sich verschiedene Verhaltensweisen an. 

a. Die Kündigung ist in falscher Form erfolgt (z.B. nicht schriftlich, obwohl vertraglich vorgesehen) : 

-- > Die Kündigung kann ignoriert werden, da sie rechtsunwirksam ist. 

b. Die Benutzung der Mietsache ist beeinträchtigt, Z.B. durch Baulärm, durchtrennte Leitungen oder 
erschwerten Zugang zu den Räumlichkeiten etc.: 

-- > Untätigkeit kann hier als Zustimmung aufgefaßt werden, die sogar Mietminderungen 
ausschließt ! 

= = > Die Beeinträchtigung muß dem Vermieter mitgeteilt und um Abhilfe muß gebeten werden. 
Geschieht das nicht binnen einer angemessenen Frist (ca. 2 Wochen), so muß nochmals mit 
Fristsetzung angemahnt werden. 

.. 

* 

Bei fälligen Reparaturen muß angedroht werden, die Reparaturen nach Fristablauf 
selbst auf Kosten des Vermieters ausfuhren zu lassen (Verrechnung mit der 
Monatsmiete ist möglich). 
Bei Störungen wie Lärm etc. muß angedroht werden, den Mietzins zu kürzen. 

Auf jeden Fall empfiehlt es sich, die Monatsmiete weiter voll zu überweisen (damit aus einer 
ungerechtfertigten Mietkürzung kein Kündigungsgrund entsteht), jedoch den Betrag unter 
Vorbehalt einer Mietminderung (Formulierung auf dem Überweisungsträger) zu überweisen. 
damit die Zahlung nicht als Zustimmung aufgefaßt werden kann. 

c. Inwieweit die Miete gemindert werden darf, welche Maßnahmen des Vermieters geduldet werden 
müssen und welche nicht - hier ist die Rechtsprechung uferlos geworden. 

Deshalb empfiehlt sich eine Rechtsschutzversicherung, die unabhängig vom Schadensfall ( = bereits 
einge tretene Änderung und Beeinträchtigung von Rechten des Versicherers) Beratungen beim 
Rechtsanwalt voll übernimmt (siehe auch unten "Versicherungen"). 
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11. Was bedeuten Options recht und Vormietrecht? 

Das Optionsrecht" ist ein einseitiges Wahlrecht des Mieters, den Vertrag durch einseitige Erklärung 
gegenüber dem Vermieter um einen gewissen Zeitraum zu verlängern. Wann es auszuüben ist und um welchen 
Zeitraum sich der Vertrag verlängert, richtet sich nach dem Vertragsinhalt. 

Das Optionsrecht bedeutet eine Besserstellung des Mieters -wenn er dieses Recht hat. 

Demgegenüber ist das Vormietrecht wenig hilfreich. Dies ist lediglich ein Recht gegenüber dem Neueigentümer, 
bei A uslaufen des alten Vertrages von ihm den Abschluß eines neuen verlangen zu können. Alle anderen 
Vertragsbesti=ungen sind wieder "frei" aushandelbar, vor allem eine höhere Miete. Zwar darf der 
Neueigentümer die Miete nicht derart hoch ansetzen, daß das Vormietrecht quasi wertlos wird, er ist aber nicht 
daran gehindert, die "üblichen" überhöhten Mietzinsen zu verlangen. 

12. Was tun , wenn ein früherer Eigentümer auftaucht und verhandeln möchte bzw. den Mietvertrag oder 
das Nutzungsrecht mit dem jetzigen (kommunalen oder staatlichen) Verwalter oder Eigentümer nicht 
anerkennt? 

Im bundesrepublikanischen Mietrecht gilt der Grundsatz "Kauf bricht nicht Miete". Dieser Grundsatz ist dem 
Sinne nach auch im EiOlgungsvertrag zu finden 12. 

Folgendes wird bestimmt: 

"Mit der Rückübertragung von Eigentumsrechten oder der Aufhebung der staatlichen 
Verwaltung tritt der Berechtigte in alle in bezug auf den jeweiligen Vermögenswert 
bestehenden Rechtsverhältnisse ein ." '3 

"Durch die Rückübertragung von Grundstücken und Gebäuden oder die Aufhebung der 
staatli chen Verwaltung werden bestehende Miet- oder Nutzungsrechtsverhältnisse nicht 
berührt."'· 

Die Verträge gelten daher weiter! Derr ' ::ht auch nicht entgegen, daß es im BGB den Nutzungsvertrag 
bcgriff1ich nicht gibt. Eine Elnschränkung L:rbribt sich nur, wenn der Nutzter/Mieter in "unredlicher" Absicht den 
Vertrag geschlossen hatte, also durch Drohung, Täuschung, Ausnutzung einer Zwangslage o.a. 

\i e iter ka nn ein solcher Vertrag ungültig sein, wenn der Verrragsabschluß bereits nach den Gesetzen der DDR 
nicht zulässig gewesen wäre. 

Z u beachten ist auch die Einschränkung der Verfügungsbefugnis der staatlichen Verwalter ab dem Zei tpun kt 
ei e r Rechtsangleichung: 

" Option bedeutet im G runde schon "Wahlrecht"'/"Auswahlrecht". 

,2im Gesetz zur Regelung der offenen Vermögensfragen, Einigungsvertrag Anlage 11, Kapitel m, §§ lS 
bis 20 

13§ 16 Abs. 2 
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"Der staatliche Verwalter ist bis zur Aufhebung der staatlichen Verwaltung nicht berechtigt, ohne Zustimmung 
des Eigentümers langfristige vertragliche Verpflichtungen einzugehen oder dingliche Rechtsgeschäfte 
abzuschließen ... 
[Diese] Beschränkung entfällt nach Ablauf der Anmeldefrist..., solange der Eigentümer seinen Anspruch auf 
den staatlich verwalteten Vermögenswert nicht angemeldet hat."'5 

Es ist also nachzuprüfen, ob sich binnen der Anmeldefrist ein Eigentümer gemeldet hat. Falls nicht, ist ein 
längerfristiger Vertrag abzuschließen. 

TIP: Falls ein Alt-Eigentümer auftaucht, so ist er vor der Rückübertragung noch nicht Euer 
Vertrags- oder Verhandlungspartner. Zudem fehlt ihm jegliche Verfügungsgewalt über die 
Räume oder das Gebäude. Diese Verfügungsgewalt müßte er durch einen Grundbuchauszug 
oder ein Dokument, das die Rückübertragung bestätigt, nachweisen. Es ist - außer bei 
Vereinbarungen zu Eurem Vorteil - nicht nötig, mit ihm in Verhandlungen zu treten oder 
Anerkenntnisse zu unterschreiben. Anerkenntnisse sind nicht mehr rückgängig zu machen. 
Sinnvoll ist es hingegen, die Rechte des Vereins schriftlich zu dokumentieren und mündliche 
Absprachen schriftlich bestätigen zu lassen. 

Auch solltet Ihr Euch bei dem staatlichen Verwalter erkundigen, ob Vermögensansprüche 
innerhalb der Anmeldefrist eingegangen sind oder ob ein längerfristiger Vertrag'G 

abgeschlossen werden kann. 

1GEr sollte Euch jedoch die Möglichkeit einer frühzeitigeren Kündigung offenhalten! 
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rv. Die Finanzierung17 

1. Wie beantrage ich eine Finanzierung durch die Kommune oder das Land? 

Gesundheitswesen und Gesundheitsförderung sind in der Bundesrepublik primär Ländersache. Gegenüber den 
Ländern und Kommunen hat die AIDS-Hilfe leider keinen Rechtsanspruch auf institutionelle18 oder 
projektgebundene 19 Förderung. 

Der staatliche/verfassungsrechtliche Auftrag umfaßt jedoch auch, IGesundheitsfürsorge"20 zu betreiben. Und 
hier gilt es anzuknüpfen: 

a) Zeigt durc" Fallberichte, Zahlen und Meldungen aus Eurer Region, ggf. auch durch Berichte aus 
Westdeut !.md auf, daß HIV/AIDS immer noch ein drängendes Problem ist bzw. für 
Ostdeul o. !',J zu einem Problem werden kann. 

b) Stellt Euch selbst durch die Satzung, durch konkrete Projektvorschläge und Pläne zur Umsetzung von 
Mitteln dar. Thematisiert Prävention und macht klar. daß Primärprävention kostengünstiger ist als 
Sekundär- und Tertiärprävention21. 

c) Erinnert die Behörden daran, daß es ihr Auftrag ist, Gesundheitsfürsorge ZU betreiben und daß es zur 
AIDS-Prävention keine Alternative gibt. Macht deutlich, daß nur die AIDS-Hilfe als Organisation von 
Betroffenen und Engagierten Zugang zu Betroffenengruppen hat und daß die überwiegend 
ehrenamtliche Tätigkeit billiger und wirksamer ist als die Tätigkeit von Beamten oder Angestellten im 
öffentlichen Gesundheitsdienst. 

2. Welche Rechte und Pflichten ergeben sich aus einer Finanzierung durch die Kommune oder das 
Land? 

Die Finanzierung kann entweder institutionell (die AIDS-Hilfe wird als solche mit einem gewissen lahresbeitrag 
gefördert) oder projektgebunden sein. 

In beiden Fällen richten sich die Rechte und Pflichten nach der jeweiligen vertraglichen Vereinbarung mit dem 
Zuwendungsgeber. Immer wird hier enthalten sein: 

' 7 Auf eine umfassende Darstellung muß aus Platzgründen verzichtet werden. Wir verweisen auf die 
finanz-/haushaltsrechlichen Seminare von H eiko Schorcht, Referat Ost, und auf Anna Lohmann, Referat 
Finanzen, die beide Materialien zur Verfügung stellen, im Einzelfall beraten und auf die Beratungsangebote 
von Finanzämtern, des DPWV und der Krankenkassen hinweisen können. 

18Die AH wird dann als Einrichtung mit einem Festbetrag gefördert und kann diese Mittel frei den 
Projekten zuordnen. Aus einer solchen Förderung kann auch ein Anspruch auf zukünftige Förderung 

,' stehen (Vertrauenspri.nzip), 

19Hier werden nur einzelne Projekte mit einem gewissen Betrag ausgestattet. Diese Beträge dürfen nicht 
für Personal-/Sach-/Betriebskosten verwendet werden. Eine "Umwidmun& muß mit dem Zuwendungsgeber 
abgesprochen werden, ansonsten geht das Geld zurück. 

2°Hierzu gibt es eine Liste von förderungswürdigen Zwecken, die übe ' Heiko Schorcht zu beziehen ist 
LInd als Argumentationshilfe benutzt werden kann. 

21 Leider ist das fmanzielle Argument oft das stärkste! 
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die Gebundenheit der Gelder (keine Zweckentfremdung, keine Bereicherung der Mitarbeiter über 
Lohn/Gehalt hinaus), 

die Genehmigungspflicht bei der Umwidmung von projektgebundenen Mitteln, 

die Pflicht zur ordentlichen ( = nachvollziehbaren) Buchführung, 

die Pflicht zur Ablieferung von Rechenschaftsberichten Gährlich und projektbezogen), 

die jederzeitige Auskunftserteilung an den Zuwendungsgeber über den Stand von Projekten. 

3. Wie wird eine ABM-Stelle beantragt? 

H ierzu existiert eine Broschüre, die über H eiko Schorcht, Referat Ost der D.A.H., angefordert werden kann. 
Über ihn sind auch Ant ragsformulare erhältlich. Er berät Euch außerdem gerne mündlich. 

4. Welche Zuwendungsquellen gibt es, und wie sind sie steuerlich zu betrachten? 

a) Zum Steuerrecht allgemein 

Vere ine unterliegen grundsätzlich allen Steuergesetzen und sind zur Angabe aller Einkünfte und Umsätze 
gegenü ber dem Finanzamt22 verpflichtet! 

Wichtig: Besonders das Steuerrecht unterliegt häufigen und schnellen Änderungen. Zum Z eitpunkt der 
Info rmationssamrnlung zu diesem Thema (01.09.91) gab es bis auf die Umsatzsteuer keine 
U nterschiede im Steuerrecht Ost- und Westdeutschlands. Je nach Entwicklung der 
wirtschaftlichen Lage in Ostdeutschland könnte sich das ändern. Bitte informiert Euch bei 
E urem zuständigen Finanzamt (Finanzamt für Körperschaften) . 

Sle uerbefreiungen existieren für gewisse Freibeträge sowie bei gemeinnützigen Vereinen für gewisse 
Ste uerart en. 

Hierzu folgende grundlegende Informationen: 

Von der Körperschaft ssteuer und Gewerbesteuer sind die gemeinnützigen Vereine in den Bereichen 
Vermögensverwaltung und Zweckbe triebe befreit. 

Unter Vermögensverwal tung versteht man die Überlassung von Vereinsvermögen an Dritte gegen Entgelt, z.B . 
di <.: ge legentli che oder langfristige Vermietung von Räumen. 

Unter Zweckbetrieb versteht man einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, der dazu dient, die 
steue rbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke des Vereins zu verwirklichen, wenn der Zweck nur durch diesen 
Geschäftsbetrieb erreicht werden kann und keine Konkurrenz zu anderen nichtbegünstigten Betrieben entsteht. 

Für wi rtschaftli che Geschäftsbetriebe gilt bei der Körperschafts- und Gewerbesteuer derzeit eine Freigrenze von 
DM 60.000 (= E innahmen + Umsatzsteuer) . 

Gemeinnützige Vereine sind von der Erbschaftsste uer befreit. 

221n diesem Zusammenhang sei der Hinweis wiederholt, daß mündliche Auskünfte von Behörden keinen 
Vertrauensschutz erzeugen. Das Verlassen auf mündliche Auskünfte kann also schädlich sein, wenn der/die 
Sachbearbeiterin eine Falschauskunft gegeben hat. 
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Bei der Vermögenssteuer existiert ein Freibetrag von DM 125.000. Vom übersteigenden Betrag sind weitere 
25% abzuziehen. Der Rest ist nur steuerpflichtig, wenn er über DM 20.000 liegt. 

Bei der Umsatzsteuer23 existiert keine Ausnahme für gemeinnützige Vereine hinsichtlich Steuerpflicht! Die 
Umsatzsteuer umfaßt "Lieferungen oder sonstige Leistungen gegen Entgelt". Hierzu zählen nicht die Einnahmen 
im ideellen Bereich (ohne unmittelbare Gegenleistung, z.B. Mitgliedsbeiträge, Spenden, öffentliche Zuschüsse) . 

Eine spezielle Befreiung existiert zusätzlich für die Leistungen der "amtlich anerkannten Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege und ihrer Mitgliedsorganisationen"24. Ihr könnt sie über eine Mitgliedschaft im DPWV 
erreichen. Von der Umsatzsteuer befreit sind außerdem "Vorträge, Kurse und andere Veranstaltungen 
wissenschaftlicher oder belehrender Art, wenn die Einnahmen überwiegend der Kostendeckung dienen"25. 

b) Zur Gemeinnützigkeit 

"e.V." bedeutet nicht Gemeinnützigkeit ! 

Der Verein hat laufend darauf zu achten, daß die Anerkennung als gemeinnütziger Verein nicht verlorengeht. 
Hierfür ist folgendes erforderlich (gesetz!. Definition): Die Satzung und tatsächliche Geschäftsführung muß 
ausschließlich, unmittelbar und selbstlos gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen. In der 
Praxis wird der Begriff "gemeinnützig" auch als Oberbegriff für "gemeinnützig, mildtätig oder kirchlich" 
benutzt26. 

Gemeinnützig bedeutet, die Allgemeinheit auf materiellem, geIstigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu 
fö rdern. Es darf sich also nicht um einen fest umgrenzten Kreis von "Geförderten" handeln. Die Förderung des 
lffentliehen Gesl ndheitswesens und des Wohlfahrtswesens ist gemeinnützig. Darüber hinaus ist die Förderung 
der öffentliche l Gesundheitspflege, insbesondere die Bekämpfung von Seuchen und seuchenähnlichen 
Krankheiten ein als besonders förderungswürdig anerkannter Zweck27. 

Mildtätig bedeutet, Menschen selbstlos zu unterstützen, die infolge ihres körperlichen, geistigen oder seelischen 
Zustandes auf die Hilfe anderer angewiesen sind oder deren Einkünfte eine bestimmte Höhe nicht übersteigen. 

Selbstl os igkeit ist das Gegenteil von "wirtschaftlichen Vorteilen". Daraus folgt, daß 
Mittel nur für die satzungsmäßigen Zwecke zu verwenden sind; 
Mittel nicht angespart werden dürfen28, sondern möglichst schnell dem geförderten Personenkreis 
zugute kommen müssen; 

23Bitte bei der Umsatzs teuer besonders darauf achten, ob für das Gebiet Ostdeutschlands neue 
Sonderregelungen geschaffen worden sind. Womöglich werden in der nächsten Zeit günstigere Steuersätze 
angese tzt, um die Gewerbetreibenden in Ostdeutschland wirtschaftlich zu unterstützen. 

24 § 4 Nr. 18 UStG (U msatzsteuergese tz), Abschn. 103 UStT' 

25§ 4 Nr. 20a UStG , Abschn. 106-110 

26siehe hierzu die §§ 51 ff. AO (AO 
Finanzämter) 

Abgabenordnung, das ist die Verfahrensordnung der 

27 Die besondere Förderungswürdigkeit ist Voraussetzung für das Ausstellen vo. 
Spendenbescheinigungen. 

28Die Bildung von Rücklagen ist zulässig, wenn die Mittel gebunden für einen bestimmten Zweck in 
näherer Zukunft festliegen. Um die Gebundenheit nachzweisen, sollten die Mittel auf gesonderten Konten 
mit Verfügungsbeschränkungen liegen und deren Gebundenheit durch MV-Protokolle nachgewiesen werden 
können! 
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grundlos keine Zuwendungen an Mitglieder erfolgen dürfen (Unkostenersatz, Vergütungen, Bezahlung 
von Arbeit ist zulässig) ; 
keine Person übermäßig begünstigt werden darf; 
keine Mittel für die Unterstützung von politischen Parteien ausgegeben werden dürfen; 
das Vermögen bei der Auflösung des Vereins nur steuerbegünstigten Zwecken zufließen darfS. 

Ausschließlichkeit bedeutet, daß nur die steuerbegünstigten und satzungsmäßigen Zwecke verfolgt werden. Ein 
Zweckbetrieb, der für den Verein nur untergeordnete Bedeutung hat und nicht in der Satzung erwähnt ist, 
spricht nicht gegen die Ausschließlichkeit. Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, der nur von untergeordneter 
Bedeutung ist und dessen Gewinn ausschließlich den steuerbegünstigten Zwecken zufließt, spricht zwar nicht 
gegen das Merkmal "Ausschließlichkeit", ist aber voll steuerpflichtig!30 

Unmittelbarkeit ist immer dann vorhanden, wenn alle für den Verein Tätigen "im Namen und für den Verein 
handeln". Dies ist bei Angestellten, Ehrenamtlichen, Vorstand und Geschäftsführung immer der Fall. 

Die Satzung muß formell den Prinzipien der Gemeinnützigkeit entsprechen. Eine genauere Auflistung erübrigt 
sich hier, da die meisten AIDS-Hilfen (Ost) über dieses Stadium hinaus sind. 

Die tatsächliche Geschäftsführung ergibt sich vor allem aus den Aufzeichnungen über Einnahmen und 
Ausgaben. Eine Bilanz ist bei einem kleinen Verein nicht erforderlich. 

c) Vorläufige AnerkennungfFreistellungsbescheid 

Die meisten von Euch werden vom Finanzamt bereits die vorläufige Anerkennung der Gemeinnützigkeit haben. 
Da sich die Bescheide des Finanzamtes auf die Vergangenheit beziehen, ermöglicht es diese Anerkennung, 
bereits vor der ersten Steuerveranlagung als gemeinnütziger Verein tätig zu sein. 

Diese Anerkennung ist durch das Finanzamt allerdings jederzeit widerrufbar. Sie ist in der Regel auf 18 Monate 
befristet, und da es sich um eine "Kulanzhandlung" der Finanzämter handelt, gibt es bei Versagung keine 
gesetzli ch vorgesehene Widerspruchsmöglichkeit und keinen direkten Rechtsweg. 

Dil sich dieses Verfahren in der Zwischenzeit als "üblich" etabliert hat, könnt Ihr Euch jedoch auf den 
Gleichbehandlungsgrundsatz und das Willkürverbot berufen. 

Wird die Bearbeitung des Antrages verschleppt, so ist zunächst eine Beschwerde über die Untätigkeit der 
Finanzbehörde bei dieser selbst einzureichen31

• Reagiert die Behörde darauf nicht, so ist Klage beim 
zuständigen Finanzgericht zu erheben. 

Nach den 18 Monaten wird die tatsächliche Geschäftsführung überprüft und über den geprüften 
Veranlagungszeitraum ein Freiste llungsbescheid erteilt. Für die Gemeinnützigkeit gilt dann immer der zuletzt 
ert eilte FreisLellungsbescheid . 

29LeLzteres muß auch ausdrücklich in der Satzung stehen! 

30Die Frage nach Zweckbetrieb/wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb ist vor allem beim Betreiben eines 
Cafes wichtig. Hier liegt ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor, da das Cafe in Konkurrenz zu anderen 
Cafes tritt. Der Verein müßte beweisen, daß es sich hier um eine Form von Beratungstreffpunkt handelt, 
der so von keinem anderen (wirtschaftlichen) Betrieb ausgeführt werden kann - mit dem Finanzamt vorher 
absprechen! Eine andere Möglichkeit besteht darin, Getränke kostenlos auszugeben und eine 
Spendenbüchse aufzustellen .. . 
Außerdem könnt Ihr Euch bei ähnlichen und bereits existierenden Projekten erkundigen, so z.B. bei Hein & 
Fietj e (Hamburg) oder Mann-O-Meter (Berlin). 

31§ 349 Abs. 2 AO 
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Besonderheiten bei verschiedenen Einnahmequellen 

Geldbußen: 

Ein Richter kann im Strafverfahren oder zur Einstellung eines Strafverfahrens die Zahlung einer Geldbuße 
verlangen. Bei der Entscheidung ist der Richter frei; er hat jedoch eine Liste von Organisationen zur Hand, an 
die Gelder fließen können. Um in die Liste aufgenommen zu werden, müßt Ihr einen Antrag an den 
Präsidenten des Amts- und Landgerichts für Euren Gerichtsbezirk stellen32. Dieser Antrag ist unbedingt zu 
empfehlen! 

Eine Geldbuße ist eine Einnahme im ideellen Bereich und nicht steuerpflichtig. Es dürfen keine 
Spendenbescheinigungen über das Bußgeld ausgestellt werden, sondern nur Quittungen! Im schlimmsten Fall 
könntet Ihr Euch sonst wegen Strafvereitelung strafbar machen - schließlich soll der Zahlende nicht einen Teil 
der Strafe abwälzen können. 

Erbschaften: 

Sie gehören zur Einnahme im ideellen Bereich und sind nicht steuerpflichtig. Gemeinnützige Vereine sind von 
der Erbschaftssteuer befreit. 

Feste: 

Bei (öffe ntlichen) Festen kommt es nicht auf den Anlaß, sondern auf die Art der Durchführung an. Durch die 
Vielfalt von Tätigkeiten bei einem Fest (Einkauf, Verkauf, Gastronomie, Vermietung von Bänken, Ständen etc.) 
kann bereits bei einem einmaligen Ereignis ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vorliegen. Auch hier empfiehlt 
sich eine rechtzeitige Vorsprache beim Finanzamt! 

Cafes: 

Ein Cafe tritt in der Regel in Konkurrenz zu andern Cafes, so daß der Verein nachweisen müßte, daß hier 
nicht die Bewirtung, sondern spezieUe Kommunikations- und Beratungsformen im Mittelpunkt stehen. Für eine 
"Teestube" eines Jugendhilfevereins wurde das Vorliegen eines Zweckbetriebes vom Bundesfinanzhof bereits 

. 33 ve rnemt . 

Vort räge, Kurse und andere Veranstaltungen wissenschaftlicher oder belehrender Art: 

Diese sind bei einem gemeinnützigen Verein als Zweckbetriebe anzusehen. Es fäUt nur em ermäßigter 
Umsarzs teuersarz an, von dem eine Befreiung durch das Finanzamt möglich ist. 

32Beizufügen sind Satzung, Statuten, Tätigkeitsbericht, Bescheid vom Finanzamt, Erklärung, daß Ihr auf 
Anfrage jederzeit Auskunft über die Verwendung der Gelder geben werdet etc. 

33BFH vom 11.04.90 
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S. Was ist bei Spenden34 besonders zu beachteo?35 

Spendenbescheinigungen müssen folgendes enthalten: 

die genaue Bezeichnung des Empfängers (AIDS-Hilfe ... in ... ), 
die Bestätigung, daß der Empfänger als gemeinnützig und besonders förderungsWÜTdig oder mildtätig 
anerkannt ist, 
Ort und Datum, 
Unterschrift einer Person, die innerhalb der AIDS-Hilfe zur Entgegennahme von Zahlungen ermächtigt 
ist, im Zweifelsfall die Unterschrift des vertretungsberechtigten Vorstandes, 
die Versicherung, daß die Spende den begünstigten Zwecken zufließt. 

Bei einer Sachspende müssen die Gegenstände und deren Wert genau ersichtlich sein. Bei gebrauchten 
Gegenständen gilt das Flohmarktprinzip: Es darf kein höherer Wert angegeben werden als der auf einem 
Flohmarkt erzielbare. 

Handelt es sich bei der Spende um eine Dienstleistung, so wird die Rechnung zunächst vom Verein bezahlt. 
Der/die Spenderln spendet dann die Summe zurück. 

Eine Spende muß immer eine freiwillige Leistung sein36
. Sie darf nicht im Zusammenhang mit irgendeiner 

Gegenleistung des Vereins stehen! 

6. Was ist bei der Buchführung zu beachten? 

Für kleinere Vereine genügt eine Einnahmen-/Ausgabenrechnung verbunden mit einer Vermögensaufstellung. 
D iese Rechnung ist aufzuteilen nach ideellem Bereich, Zweckbetrieb und wirtschaftlichem Betrieb. 

Alle E innahmen und Ausgaben müssen vollständig aufgeführt werden. Freibeträge und Steuerbefreiungen 
werden vom Finanzamt berücksichtigt und nicht schon vom Verein abgezogen! Eine Saldierung (Verrechnung) 
von Einnnahmen und Ausgaben, z.B. bei einem Seminar, ist unzulässig. Die Buchführung muß jederzeit und von 
jedermann nachvollziehbar (nicht: einsehbar! ) sein. Jeder Vorgang ist durch eine Quittung37 zu belegen. 

34Sofern dem Verein das Ausstellen von Spendenbescheinigungen durch das Finanzamt gestattet ist! 

35 Informationen sind über Anna Lohmann, Finanzreferentin der D.A.H., erhältlich. Siehe auch ihr 
Vortrag im Seminar "Vereins recht für neue AlDS-Hilfen" im Dezember 1990 in Berlin (Ost) . 

36also keine Geldbußen, Beiträge, Erstattungen etc. 

37Vorsicht bei Eigenbelegen und unvollständigen Quittungen! 
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V. Versicherungen 

1. Zum Versicherungswesen allgemein 

Zwei große Versicherungs gebiete sind zu unterscheiden: 

Zum einen gibt es die gesetzlichen Versicherungen wie Sozialversicherung, Krankenversicherung, 
Rentenversicherung, Unfallversicherung und Arbeitslosenversicherung. Hier steht der Bürger einer staatlichen 
Versicherungsbehörde gegenüber. 

A uf anderen gesetzlichen Grundlagen stehen die Privatversicherungen. Hier werden Bürger und juristische 
Personen des Privatrechts (Vereine!) von privaten Gesellschaften auf freiwilliger Basis versichert. Nur diese 
wcrden vom Bundesaufsichtsamt für Versicherungswesen "kontrolliert". Tatsächlich übt dieses Amt nur eine 
Rechtsaufsicht aus und entscheidet überwiegend versichererfreundlich. 

Dennoch hat dieses Amt eine Beschwerdestelle38
, die jeden vorgebrachten Fall prüft, ggf. eine Stellungnahme 

des Versicherers einholt und eine Entscheidung trifft. Diese Entscheidung ersetzt nicht den Rechtsweg. In 
einigen Streitfällen reichte jedoch schon die Drohung mit dem Bundesaufsichtsamt, um einen Versicherer zur 
Rücknahme ungerechtfertigter Entscheidungen zu bewegen. 

Falls nicht anders angegeben, beziehen sich die folgenden Informationen auf private Versicherungen. Als 
ve rsieherungstechnische Begriffe tauchen auf 

Versicherungsnehmer = Vertrags partner des Versicherungsunternehmens 
Versicherungspo lice = Vertragsurkunde über den Versicherungsvertrag 
Prämie = Beitragszahlung. 

2. Welche Beziehungen bestehen zwischen Versicherer und Versichertem? 

Maßgeblich ist nicht nur die Versicherungspolice. Hinzu kommen die Allgemeinen Bedingungen zur je,', ~iligen 

Versieherung39, die immer Vertragsbestandteil sind und die für den Antragssteller!Yersicherten aueh gültig 
sind, wenn er sie nicht oder nicht sorgfältig gelesen hat, sowie das Versicherungsvertragsrecht, in dem 
beispielsweise festgestellt wird. daß der Versicherte alle für den Versicherer erheblichen Umstände von sieh 
aus mitteil en muß, es sei denn, der Versicherer hat ausdrücklich darauf verzichtet40

• 

Bitte achtet darauf, daß als Versicherungsnehmer immer der Verein e.v. in die Police einzutragen ist und keine 
anderen Personen. Die Versicherungsanträge und alle an den Versicherer gerichteten Schriftstücke sind mit 
"Herrn/Frau ... , Vorstand, für die AIDS-Hilfe ... e.V." zu unterzeichnen. Ansonsten kann sich eine persönliche 
Haftung des Unterze ichnenden ergeben. 

38Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen, Beschwerdestelle, Ludwigkirehplatz 3-4, W-1000 
Berlin 15 

39Z.B. ARB für Allgemeine Rechtssehutzbedingungen. Im Folgenden können die einzelnen 
Versicherungsbedingungen aus Platzgründen nicht ausführlich dargestellt werden. Es genügt eine Postkarte 
an einen Versicherer, um sie anzufordern! Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen unterscheiden sich 
nicht von einer Gesellschaft zur anderen! 

4°Diese Bestimmung wurde von der Rechtsprechung z.B. bei der Anzeigepflicht über ein positives HIV­
T: · ~tergebnis beim Abschluß von Lebensversicherungsverträgen angewandt, so daß heutzutage kein Positiver 

1f einen gültigen Lebensversicherungsvertrag abschließen kann. 
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3. Welche Rolle spielt der Versicherungsagent? 

Der Agent ist in der Regel nur ein "Abschlußagent". Er kann also keine Regelung in der Police oder in den 
Allgemeinen Bedingungen ändern, sondern nur den Abschluß eines Vertrages herbeiführen. Versprechungen 
eines Agenten haben keine vertragsändernde Wirkung, sie können lediglich, wenn der Versicherte berechtigt 
darauf vertraut hat (sich also nicht anderweitig informieren konnte) , eine Täuschung des Versicherten 
darstellen, die U.U. zur Vernichtung des Vertrages führt. 

Durch die Allgemeinen Bedingungen, die vom Bundesaufsichtsamt für Versicherungswesen genehmigt werden 
müssen, ist eine Vereinheitlichung in der Vertragsgestaltung der Versicherer entstanden. Unterschiede gibt es 
in einzelnen Details und vor allem beim Beitraglbei der Prämie. 

Es besteht eine klare Verbindung zwischen Agent und Prämie: Ein Versicherer mit Außendienst hat höhere 
Kosten und wird diese auf die Prämie abwälzen. Zudem ist der Agent, bedingt durch seine Abschlußprovision, 
immer daran interessiert, möglichst viele Verträge mit langer Laufzeit und hohen Prämien abzuschließen. 

Wir empfe hlen deshalb die direkte Anfrage bei Versicherern ohne Außendienst bzw. das Aufsuchen eines 
Versicherungsmaklers, der zwar auch Prämien bekommt, jedoch nicht an eine Versicherung gebunden ist. 

4. Welches Widerrufs- und Kündigungsrecht gilt allgemein? 

Hierzu ist der § 8 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) mit Wirkung zum 01.01.91 neu gefaßt worden: 

* 

* 

* 

5. 

Eine stillschweigende Verlängerung (verlängert sich mangels Kündigung um ... ) gilt immer nur auf ein 
Jahr . 
Ein Vertrag, der auf einen längeren Zeitraum als drei Jahre abgeschlossen worden ist, kann zum Ende 
des dritten Jahres oder für jedes folgende Jahr unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten 
gek ündigt werden. Dies gilt nicht, wenn der Versicherer schriftlich eine Wahlmöglichkeit zwischen 
einer Laufzeit von 1, 3, 5 und 10 Jahren angeboten hat. 
Versicherungsverträge mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr können binnen 10 Tagen ab 
Unterzeichnung des Antrags schriftlich widerrufen werden. Der Widerruf muß innerhalb dieser Frist 
beim Versicherer eingegangen sein (also Einlieferung per Einschreiben 3 Tage vor Fristablauf!) . 

Gibt es für OstdeutschJand besondere Regelungen? 

Für Vert räge, die auf dem Gebiet Ostdeutschlands abgeschlossen worden sind und bis zum 31.12.91 noch 
abgeschlossen werden, gelten Sonderregelungen. Ob der Versicherungsnehmer West- oder Ostdeutscher ist, 
spielt keine Rolle. 

Diese Regelungen sind : 

FÜr das lO- tägigc Widerrufsrecht (s.o.) gilt das Datum des Poststempels, nicht der Eingang beim 
Versicherer. 

Verträge mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr sind mit monatlicher Kündigungsfrist jährlich vom 
Versicherungsnehmer kündbar . 

Bei Beitragserhöhungen jeder Größe41 ist eine Kündigung durch den Versicherungsnehmer möglich. 

411n Westdeutschland gilt hier eine Erhöhung von über 5%. 
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Diese Regelungen haben keine gesetzliche Grundlage. Sie sind niedergelegt in Vereinbarungen, die das 
Bundesaufsichtsamt mit allen Versicherungsunternehmen, die im Osten Deutschlands tätig sind, getroffen 
hat42

. 

Wenn ein Unternehmen sich nicht daran gehalten und diese Bedingungen nicht in seine Vertragsbestimmungen 
aufgenommen hat, stellt dies zwar einen Verstoß gegen diese Vereinbarung dar, der vom Aufsichtsamt mit 
Geldbußen geahndet werden kann. Der Versicherungsvertrag bleibt dennoch wirksam! 

Nur über den Umweg über das Aufsichtsamt ist eine Abänderung des Vertrages erreichbar. Beschwerden in 
diesen Fällen führten bisher in ca. 70% der Fälle zum Erfolg. 

6. Braucht der Verein eine Inventarversicherung? 

Bei entsprechenden Werten und Diebstahlsgefahr: Ja. 

Zu prüfen ist jedoch, ob nicht bereits der Hauseigentfuner eine Inventarversicherung für das gesamte Gebäude 
abgeschlossen hat und die AIDS-Hilfe dadurch erfaßt ist. 

Beim Abschluß ist vor allem auf die korrekte Angabe der Werte zu achten. Unterlaufen hier F"hler, kann es 
zu finanziellen Nachteilen kommen. Ist das Inventar z.B. DM 100.000 wert, der Verein aber ot 1M 50.000 
versichert, würde jeder gestohlene Gegenstand nur zur Hälfte ersetzt werden. (Umgekehrt funklJ \ . .. ·rt es leider 
nicht : Eine Überversicherung führt nicht zur Erstattung eines überhöhten Wertes.) 

Dieses Risiko kann neuerdings durch die Vereinbarung des "Ausschlusses der Geltendmachung der 
U nterve rsicherung" vermieden werden. Hier wird pro Quadratmeter eine bestimmte Versicherungssumme 
ausgemacht (z.B. DM 1.000 pro Quadratmeter) , und der Versicherer verzichtet darauf, sich im 
Unterversicherungsfall auf eine zu niedrige Schätzung des Inventarwertes zu berufen. 

7. Braucht der Verein eine Rechtsschutzversicherung? 

Ein e Rechtsschutzversicherung deckt im Schadensfall Anwalts- und Prozeßkosten ab, zusätzlich ggf. 
Strafkautionen. Ein Schadensfall liegt erst bei konkreter Beeinträchtigung von Rechten des Vereins vor; er muß 
vo r Aufsuchen eines Anwaltes dem Versicherer angezeigt werden. 

In der Praxis gibt es zahlreiche Streitereien über den Begriff des Schadensfalls. Von Versichererseite wird eine 
Kostenübernahme bisweilen mit dem Argument abgelehnt, eine vorsorgliche Wahrnehmung von R echten sei 
nicht Gegenstand der vertraglichen Deckung. 

Beachtet deshalb: Der Verein hat das Recht, elle Rechtsberatung bei ellern Anwalt unabhängig vom 
Schadensfall in Anspruch zu nehmen. 

Problematisch sind die zahlreichen Ausschlußklauseln bei der Rechtschutzversicherung. Verwaltungsstreitsachen 
werden nicht übernommen, ebensowenig Rechtsstreitsachen mit der Versicherungsgesellschaft selbst! Daher 
empfiehlt es sich, die Rechtschutzversicherung bei einem Versicherer abzuschließen, der Streitfälle mit anderen 
Versicherungsgesellschaften abdeckt, um ggf. gegen die anderen Ver.>icherer vorzugehen. 

Bei einer günstigen Prämie kann sich eine Rechtschutzversicherung lohnen, da Beratungs- und 
Prozeßkostenhilfe nur dem Bürger zur Verfügung stehen. Andererseits werden in (fast) allen Fällen, in denen 
die AIDS-Hilfe vor Gericht vollständig "obsiegt", die Kosten vom Prozeßgegner getragen. 

Der H auptgrund für diese Versicherung wird in der häufigen Inanspruchnahme anwaltlicher Beratung liegen. 

42nach § 81 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
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8. Braucht der Verein eine Haftpflichtversicherung? 

Ja. Unbedingt und sofort! 

Eine Haftpflicht kann für den Verein selbst und für alle Organe eines Vereins entstehen, selbst wenn diese 
nicht für bestimmte Tätigkeiten legitimiert, beauftragt oder bevollmächtigt waren. 

Zusätzlich können Haftungen bei Schäden und Verletzungen entstehen, wenn Ratsuchende in der AIDS-Hilfe 
verletzt werden (ein hochstehender Teppich genügt hier schon) oder ein Teilnehmer eines Seminars 
Verletzungen erleidet, die durch unsachgemäßes Verhalten eines Vereinsmitgliedes entstehen. Hierzu gehören 
auch Schäden an Tagungshäusern, die Vereinsmitglieder oder Seminarteilnehmer verursachen. 

Eine Haftpflichtversicherung ist daher notwendig. Jedoch sind die Bedingungen. vor allem die 
Ausschlußklauseln, ausführlich zu prüfen. Der Agent bzw. der Versicherer ist zur Aufklärung verpflichtet, und 
kein Vertrag sollte geschlossen werden, solange noch Unklarheiten bestehen. 

Das Referat Ost der D .A.H. kann bei der Suche nach einer geeigneten Haftpflichtversicherung behilflich sein 
bzw. Verträge im beratenden Sinne prüfen. 

9. Braucht der Verein eine Unfallversicherung für die Mitarbeiter? 

Dic gese tzliche Unfallversicherung tritt nur bei Unfällen ein, die bei der Arbeit oder auf dem Weg von/zur 
Arbeit geschehen sind. Die Leistungen sind sehr verschieden und reichen von Rehabilitationsleistungen bis zur 
Rente und Hinterbliebenenrente. Versichert sind hier immer die aufgrund eines Arbeitsverhältnisses 
Beschäftigten. Ehrenamtliche Helfer sind vom Gesetz nicht unmittelbar erfaßt. Es empfiehlt sich jedoch, eine 
Unfallmcldung unter Berufung auf § 539 Abs. 1 Nr. 7 (Tätige in der Wohlfahrtspflege) abzugeben. Unter 
Umständen kann der Versicherungsträger auch hier Leistungen erbringen. 

Sowohl für die Angestellten als auch die Ehrenamtlichen ist zu bedenken, daß die Leistungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung für eine finanzielle Lebensabsicherung unter Umständen nicht ausreichen . 

.J eder ist daher mit einer privaten Unfallversicherung, die Schutz rund um die Uhr bietet, besser gestellt. Es 
sollte dann darauf geachtet werden, daß die private Unfallversicherung auch bei Arbeitsunfällen ergänzend 
Zahlungen leistel. Allerdings können die Kosten hierfür nicht aus öffentlichen Spendenmitteln bestritten 
werden. Im Grunde müssen sie die Mitarbeiter selbst (privat) tragen. 

Nach den der D.A.H. vorliegenden Informationen hat sich herausgestellt, daß manche Versicherer das positive 
Testcrgebnis als "erheblichen Umstand" für den Vertragsabschluß betrachten. Ein erheblicher Umstand liegt 
im Zweifel immer dann vor, wenn der Versicherer danach gefragt hat. Eine Unterlassung der Angabe dieses 
Umstandes könnte dann, wie bei der Lebensversicherung, zu einem Rücktritt des Versicherers vom Vertrag 
führen , und zwar binnen eines Monats, nachdem er davon erfahren hat. Ein Rücktritt ist nicht möglich, wenn 
der Versicherer von dem Umstand Kenntnis hatte bzw. die Angabe ohne Verschulden des 
Versicherungsnehmers unrichtig erfolgte. 

Im Falle arglistigen Verschweigens bzw. Täuschens ist ein Rücktritt bzw. die Anfechtung des Vertrages immer 
möglich. Allerdings müßte der Versicherer beweisen, daß der Versicherungsnehmer von dem Umstand 
Kenntnis hatte, was bei einem anonymen Test schwierig sein dürfte. Der HUK-Verband hat sich der Auffassung 
angeschlossen, daß ein Unfallversicherungsschutz für Positive nicht in Frage komme, da bei der Gesundung 
nach Unfällen nicht zu unterscheiden sei, welche Heilungsstörungen auf den Unfall und welche auf HIV 
zurückzuführen seien. Es gibt jedoch auch Versicherer, die HIV nicht als "erheblich" betrachten. 

Im Zweifelsfall soUte die AIDS-Hilfe als neutrale Institution bei der avisierten Versicherung anfragen und um 
schriftliche Auskunft bitten. 
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Vl. Das Vereinsleben 

1. Wie kommt man zu einem gemeinnützigen und eingetragenen Verein? 

Ein Verein kann eingetragen oder nicht eingetragen sein. "Eingetragen" bedeutet Eintragung im Vereinsregister, 
was zur Folge hat, daß der Verein als juristische Person existiert und daß sich die Haftung des Vereins - außer 
bei vorsätzlichen Schädigungen anderer, bei Betrugsfällen oder Konkursverschleppung - nur auf das 
Vereinsvermögen beschränkt. 

Die Gemeinnützigkeit ist nicht unbedingt an die Eintragung gekoppelt. Jeder Verein kann als gemeinnützig vom 
Finanzamt anerkannt werden, wenn die Satzung und die tatsächliche Geschäftsführung gewissen Kriterien 
genügen. In der Praxis hat es jedoch der eingetragene Verein leichter, als gemeinnützig anerkannt zu werden. 

Da die meisten AIDS-Hilfen (Ost) über dieses Stadium schon hinausgewachsen sind, wird dieser Punkt nicht 
ausführlicher besprochen. 

Solltet Ihr neu eine Gruppe gründen wollen, dann wendet Euch an 

-- > H eiko Schorcht, Ost-Referat der D.A.H., der Euch hierzu Unterlagen schicken kann, Euch gerne 
besucht oder in Berlin berät. 

2. Was tun , wenn die Satzung zu einem Punkt schweigt? 

Bestimmungen über die Funktionsweise und den Aufbau, die Rechte und Pflichten eines Vereins fInden sich43 

im Bürgerlichen Gesetzbuch, §§ 21 bis 79 BGB44. 

Doch Ach tung! Eine ganze Reihe dieser Vorschriften sind nur Vorschläge, von denen die Satzung abweichen 
kann. Tut sie das nicht oder sind gewisse Punkte nicht in ihr geregelt, so gelten wieder die gesetzlichen 
Rege lungen. 1st auch hier nichts zu finden , so ist die MV zur Entscheidung berufen, wenn kein anderes Organ 
d urch die Satzung dazu bestimmt ist. 

Es gibt daher kein Regelungsvakuum in einem Verein. 

3. Was tun, wenn ein einzelner gegen die Satzung oder die Vereinsstatuten verstößt? 

Eine Mi tgliedschaft in einem Verein bringt nicht nur Rechte, sondern all ..:h Pflichten. Diese Pflichten müssen 
immer in der Satzung niedergelegt sein, um rechtlichen Bestand haben zu können. Die Satzung gilt für jedes 
Mitglied nach Beitritt zum Verein. Es kommt nicht darauf an, daß das Mitglied die Satzungsvorschriften 
tatsächlich kennt. Es genügt ein "kennen können", was durch die Öffentlichkeit einer Satzung immer gegeben 
ist. 

Z usätzlich hat jedes Mitglied, egal ob in der Satzung niedergelegt oder nicht, ein Treueverhältnis zum Verein. 
Danach ist das Mitglied verpflichtet, vereinsschädigendes Verhalten zu unterlassen, bereit zu sein, mit den 
Vereinsmitgliedern zusammenzuarbeiten sowie kleinere Tätigkeiten zu übernehmen45

• 

43abgesehen von der steuerlichen Behandlung eines Vereines, die sich u.a. in der Abgabenordnung 
fi ndet. 

44 Hierzu können Informationsmaterialien vom DPWV angefordert werden. 

45N icht jedoch bei reinen Fördermitgliedern! 
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Die Pflichten dürfen, wenn es sachlich gerechtfertigt ist, auch unterschiedlich auf Mitglieder verteilt werden. 
Dies gilt z.B. bei unterschiedlichen Mitgliedsbeiträgen für Arbeitslose und Berufstätige. 

Es kann sich also im Folgenden nur um Verstöße gegen gerechtfertigte und nichtwillkürliche Pflichten handeln. 

Hierzu gehören Schweigepflichtverletzungen46, Säumnis bei der Zahlung von Beiträgen, die generelle 
Weigerung, sich im Verein zu engagieren47, abwertende Äußerungen über Ziele und Zwecke einer AIDS-Hilfe 
in der Öffentlichkeit. 

Ein Verein kann darauf verschieden reagieren: von der Abmahnung bis zum Vereinsausschluß. 

Hier ist wiederum die Satzung zu befragen. Sie enthält in der Regel ein Instrumentarium von Sanktionen 
(Vereinsstrafen), ggf. mit einer vereinsinternen Zuweisung an ein besonderes Gremium oder an den Vorstand, 
ggf. auch mit einem vereinsinternen Instanzentzug, wie z.B. Abmabnung und Androhung des Ausschlusses 
durch den Vorstand, Widerspruch mit aufschiebender Wirkung an die Mitgliederversammlung. 

1st dies nicht der Fall, so gilt folgendes: 

Vereinsstrafen jedweder Art müßten in der Satzung formuliert sein. Wenn nicht, können keine ausgesprochen 
werden. 

Anderes gilt jedoch für den Ausschluß. Dieser kann nicht nur Vereinsstrafe sein, sondern auch 
außerordentliche KÜßdigung48 aus wichtigem Grund. Und dieses Recht des Vereins existiert unabhängig von 
einer entsprechenden Bestimmung in der Satzung. Als mildere Maßnahme kann auch ein Ausschluß auf Zeit 
in Betracht kommen, wenn ein wichtiger Grund49 vorliegt. 

Die Kündigung bzw. der zeitweilige Ausschluß muß, falls nicht anders bestimmt, durch die 
Mitgliederversammlung beschlossen werden, wobei der Betroffene noch Stimmrecht hat. Sie wird mit 
Bekanntgabe an das Mitglied wirksam, dessen Mitgliedschaft dadurch in allen R echten und Pflichten beendet 
ist. Dies ist jedoch streng zu trennen von einem eventuellen Arbeitsvertrag, bei dem die Kündigung nach 
anderen Prinzipien und mit anderen Fristen verläuft ! 

Das Ex-Mitglied kann jedoch, wenn die vereinsinternen Instanzen (falls in der Satzung bestimmt) ausgeschöpft 
sind, das zuständige Amtsgericht anrufen, um den Ausschluß auf Vorliegen eines Grundes, auf ein korrektes 
Vereinsverfahren und auf Willkür zu überprüfen. Ansonsten ist die Bewertung des Verstoßes eine 
ve reinsinterne Angelegenheit. die nicht gerichtlich nachprüfbar ist. 

Allerdings ist kein Verein daran gehindert, zunächst das Gespräch mit dem betroffenen Mitglied zu suchen, um 
den Grund für den Verstoß herauszufinden . 

• 6Die Notwendigkeit der Schweigepflicht muß neuen Mitgliedern sehr deutlich gemacht werden! 

.7Wiederum: nicht bei der reinen Fördermitgliedschaft . 

• BDie ordentliche Kündigung ist nur zulässig, wenn sie die Satzung in gewissen Fällen wie Umzug, 
Berufswechsel, Rückstand bei der Zahlung von Mitgliedsbeiträgen etc. bestimmt. 

491n erster Linie ist hier an Unzuverlässigkeit eines (beratenden) Mitgliedes zu denken, das persönliche 
informationen aus der Beratungstätigkeit an Dritte weitergibt. 
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4. Besteht die Pflicht, jeden in den Verein aufzunehmen? Kann jedes Mitglied wieder austreten? 

Ei!1e Aufnahmepflicht besteht bei einem Verein, der kein Monopolverein ist50, nicht; es sei denn, der Verein 
hat sich bereits in der Satzung verpflichtet, z.B. grundsätzlich Krankenpfleger, Sozialarbeiter und Positive 
aufzunehmen. Hier wäre eine Ablehnung nur zulässig, wenn gewichtige Gründe in der Person des 
Aufzunehmenden entgegenstehen, so z.B. eine bereits bekannte Ablehnung des Präventionskonzepts der AIDS­
Hilfe. 

Ganz egal, was in der Satzung steht: Der Austritt eines Mitgliedes ist immer ohne Angabe eines Grundes 
möglich. Die Satzung kann lediglich eine Kündigungsfrist vorsehen, die jedoch nicht länger als zwei Jahre 
betragen darf. Eine fristlose Kündigung aus wichtigem Grund ist immer möglich, so z.B. bel wiederholten 
Willkürakten gegenüber einem Mitglied. 

5. Wer vertritt den Verein? 

Der Verein ist zwar eine juristische Person mit Entscheidungsgremien, doch kann er ohne einen Vertreter noch 
nicht tätig werden. Das ist prinzipiell der Vorstand. 

Der Vorstand handelt gerichtlich und außergerichtlich für den Verein und kann rechtlichL Erklärungen 
abgeben und empfangen. 

Vertretung heißt hier "Erklärungen im Namen des Vereins abgeben und empfangen, die dann so wirken, als ob 
der Verein direkt gehandelt hätte". Das bedeutet: 

Der Vorstand vertritt den Verein und muß im Namen des Vereins (niemals nur mit dem Privatnamen!) 
unterschreiben. Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so müssen von allen Unterschriften oder 
mündliche Erklärungen vorliegen. Die Satzung kann jedoch bestimmen, daß jeder einzdne Vorstand 
Vertretungsmacht hat oder, was sinnvoller ist, daß jeweils zwei Vorstände gemeinsam Erklärungen abgeben 
können. 

Bei der Entgegennahme von Erklärungen genügt immer der Zugang zu einem Vorstandsmitglied. 

Die Vertretungsmacht ist prinzipiell unbeschränkt. Eine Beschränkung wäre nur möglich, wenn diese mit dem 
Z usatz "mit Wirkung gegen Dritte" in die Satzung aufgenommen (z.B. für Geldgeschäfte über DM 5.000, für 
Grundstücksgeschäfte etc.) und im Vereinsregister eingetragen ist. 

Die Mitgliederversammlung ist allerdings nicht daran gehindert, ein weiteres Gremium mit Vertretungsmacht 
auszustatten. Sie kann z.B. die Geschäftsführung oder eine Person für einen bestimmten Zweck 
bevollmächtigen. 

Überschreitet der Vorstand seine Vertretungsmacht, so haftet er persönlich für den Teil des Rechtsgeschäftes, 
der außerhalb der Vertretungsmacht liegt; es sei denn, der Verein erteilt eine (nachträgliche) Genehmigung. 
Legt der Vorstand nicht offen dar, daß er für den Verein handelt, so bindet er sich ebenfalls persönlich51. 

Eine vereinsinterne Anweisung an den Vorstand hindert diesen nicht, trotzdem für den Verein ein bindendes 
Rechtsgeschäft abzuschließen. Hier wäre dann der Vorstand, wenn die Mitgliederversammlung nicht 
nachträglich zustimmt, gegenüber ( ' 0 Verein schadensersatzpflichtig. 

50Eine regionale AIDS-Hilfe hat kein Monopol. 

51 Es kommt auf den Fall an, ob eine vertragliche Bindung vorliegt oder ein gesetzlicher 
Schadensersatzfall! 
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6. Wer darf was unterschreiben, und wie hat das zu erfolgen? 

Unterschriften dienen zur individuellen Bestätigung einer Erklärung (z.B. eines Briefes, eines Antrages, einer 
Info rmation) . 

Zwei Fälle sind zu unterscheiden: 

Wenn die Erklärung dazu dient, Rechte zu erzeugen, zu ändern oder aufzuheben (rechtlich relevantes 
Verhalten, z.B. bei Vertragsabschluß, Annahme eines Angebots, Bestellungen), so kann nur der Verein handeln. 
Da dieser als juristische Person nur über Vertreter handlungsfähig ist, geschieht dies über die vorgesehenen 
gesetzli chen bzw. satzungsmäßigen Vertreter. 

- > siehe Frage 6! 

Diese Unterschrift hat immer so zu erfolgen: Vorname (oder Initial), Nachname, "Funktion" der AH 
e.V. 

Bei allen anderen Erklärungen (vor allem bei Beantwortung von Anfragen) kann jeder unterschreiben, wenn 
die Erklärung in seinen Tätigkeitsbereich fällt und keine Vereinsinteressen entgegenstehen. Diese Unterschrift 
erfolgt mit Namen, Funktionsbezeichung, i.A. 

7. Was passiert, wenn ein Mitglied des Vereins seine Vertretungs macht überschritten hat? 

Das Mitglied haftet persönlich, es sei denn, der Verein gibt nachträglich seine Zustimmung. 

Achtung: Die Vertretungsmacht nach außen ist, wenn in der Satzung nichts anderes steht, unbeschränkt. 
Ob der Vertreter vereinsintern die Anweisung bekommen hat, nur bestimmte Geschäfte oder 
Geldgeschäfte nur bis zu einer bestimmten Höhe abzuschließen, spielt nach außen hin keine 
Rolle. 

- > siehe Frage 61 

s. Was tun bei Überschuldung des Vereins? 

Vorstand und - soweit existent - Geschäftsführung sind dazu verpflichtet, den Verein vor Überschuldung zu 
bewahren. Ist abzusehen, daß der Verein in den nächsten Wochen und Monaten seinen (vor allem 
wiederkehrenden) Zahlungsverpfli chtungen wie Miete, Löhne, Steuern, Darlehensrückzahlungen oder ABM­
Gehälter nicht mehr nachkommen kann, sind die Vertretungsberechtigten verpflichtet, Konkurs anzumelden. 
Tun sie das nicht, begehen sie sogar eine Straftat, nämlich Konkursverschleppung! 

Zudem kann das Eingehen von Verpflichtungen, bei denen abzusehen ist, daß sie nicht erfüllt werden können, 
l: ine Schadensersatzp f1i cht der Vertretungsberechtigten auslösen, die in das Privatvermögen hineinreicht. 

Das Konkursverfahren führt zu einer Konkursverwaltung (außer es wird die Eröffnung des Verfahrens mangels 
Masse abgelehnt), die die Entseheidungs- und Verfügungsbefugnisse über das Vereinseigentum übernimmmI. 
Der Konk ursverwalter verteilt das Vermögen des Vereins nach Quoten an die Gläubiger. Ein Sozialplan für die 
betroffenen Mitarbeiter ist jedoch vor allen anderen Ansprüchen vorrangig zu befriedigen52. 

52Sozialpläne dürfe n nicht älter als 3 Monate, gerechnet ab Konkursbeginn, sein. 
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9. WeIche Rolle spielen Formalien z.B. bei der Einberufung einer MV? 

Zu den wesentlichen Formalien gehört die fristgerechte Einladung der Mitglieder, in der die geplanten 
Tagesordnungspunkte erscheinen müssen. Hinzu kommen können die Schriftform, die Einschreibeform usw. 

Der Verein ist nur verpflichtet, die Einladung so abzusenden, daß das Mitglied von ihr Kenntnis nehmen kann. 
Ob das Mitglied tatsächlich davon Kenntnis nimmt oder nicht, weil es z.B. verzogen oder im Urlaub ist, spielt 
keine Rolle. 

Sind die Formalien nicht erfüllt, führt dies zur Ungültigkeit der Beschlüsse. 

Vor allem bei einem sehr kleinen Verein, dessen Mitglieder sich sowieso ständig bei Arbeitsbesprechungen 
oder beim Telefondienst sehen, ist es sinnvoll, in die Satzung den Passus aufzunehmen53

, daß die MV auch 
auf die Formalien verzichten und sich informell einberufen kann. Dennoch muß auch in diesem Fall jedes 
Mitglied die Möglichkeit haben, an der MV teilzunehmen. 

10. Welche rechtlichen Beziehungen bestehen zwischen dem Verein und seinen Mitgliedern? Wie kann der 
Verein das Verhältnis zwischen sich und seinen Mitarbeitern arbeitsrechtlich gestalten? 

Grundsä tzlich bestehen rechtliche Beziehungen innerhalb des Vereins nur über die "Schaltstelle" des Vereins 
als juristische Person. 

Es gibt keinerl ei direkte rechtliche Beziehungen zwischen Vorstand und Mitgliedern sowie zwischen Mitgliedern 
und Öffentlichkeit. 

Jedes Mitglied ist an den Verein über die satzungs mäßigen Pflichten angebunden, darüber hinaus durch eine 
generelle Treuepfli cht54. 

Davon ist streng zu trennen ein eventuelles Arbeits-, Werkvertrags- oder Auftragsverhältn:s. 

Ein Arbeitsvertrag55 erzeugt primär56 die Pflicht des Arbeitgebers, ein in der Regel monatliches Entgelt -:u 
bezahlen und die Pflicht des Arbei tnehmers, seine Arbeitsleistung anzubieten. Nimmt also der Arbeitgeber dIe 
Leistung ni cht an, entbindet ihn dies nicht von der Zahlungspflicht. Die Zahlungspflicht erstreckt sich auch auf 
U rl aubs- und Krankheitszeiten57 

Die Versteuerung des Arbeilsenlgel tes 1st Pflicht des Arbeitgebers. Krankenkassenbeiträge werden zur Hälfte 
vom Arbeitgeber, zur Hälfte vom Arbeitnehmer bezahlt. Alle Versicherungsbeiträge sowie die Kirchensteuer 
werden direkt an die Versicherungsträger abgeführt. 

Für geringfügig Beschäftigte gibt es Sonderregelungen, die eine Pauschalierung der Abgaben erlauben. Eine 
zeitliche Befristung eines Arbeitsvertrages ist nur in Ausnahmefällen zulässig, so etwa bei vorübergehend 

53 Allein deswegen sollte die Satzung jedoch nicht geändert werden. Das kostet schließlich Gebühren! 

5
4siehe auch Punkt 3 

55 Dcr Arbeitsvertrag ist ein Spezialfall des Dienstvertrages. Das Spezielle am Arbeitsvertrag ist das 
Unterordnungsverhältnis des Arbeitnehmers. 

56 hier nur sehr verkürzt dargestellt 

57 Die Lohnfortzahlungspflicht des Arbeitgebers erstreckt sich bei ein und derselben Erkrankung auf 6 
Wochen , danach zahlt die Krankenkasse bis zu 78 Wochen. Anschließend erfolgt eine "Verrentung", die vor 
allem bei jungen Menschen in den finanziellen Ruin führt. 
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höherem ArbeitsanfalL Eine zweifache Verlängerung eines befristeten Verhältnisses bzw. die Befristung auf 
einen Zeitraum von mehr als 18 Monaten führt automatisch zu einem unbefristeten Arbeitsverhältnis, auf 
dessen Feststellung der Arbeitnehmer vor dem Arbeitsgericht klagen könnte. Eine Kündigung wäre hier nur in 
den ersten sechs Monaten ohne Angabe von Gründen zulässig, danach nur nach den strengen Bedingungen des 
Kündigungschutzgesetzes. 

Mehrere befristete Arbeitsverträge oder Kettenwerkverträge können gerichtlich als unbefristete Arbeitsverträge 
gedeutet werden. Eine Ausnahme gilt für Studenten: Hier können sie nicht zu einem unbefristeten 
Arbeitsverhältnis führen. 

Die gesetzlichen Regelungen für ABM-Stellen enthalten andere Befristungslängen (1,2,3 Jahre) und gehen als 
Spezialgesetze vor58

. 

Im Werkvertrag verpflichtet sich der "Unternehmer" (der Werkvertragsnehmer) zur Herstellung des 
versprochenen Werkes, der "Besteller" (der Werkvertragsgeber) zur Zahlung der vereinbarten Vergütung. Der 
Werkvertrag ist stets auf einen bestimmten Erfolg gerichtet. Im Gegensatz zum Dienstvertrag wird nicht die 
Arbeitsleistung als solche, sondern das Arbeitsergebnis geschuldet, z.B. ein Buch, eine Datei, ein Gutachten, 
ein Seminar oder ein Workshop usw. 

Der Werkvertragsnehmer hat die Pflicht, das "Werk" in mangelfreiem und verwertbarem Zustand nach der 
vertragli ch fes tgelegten Frist zu übergeben. Versteuerung und Versicherungen sind Sache des 
Werkvertragsnehmers. Die Vergütung ist, wenn vertraglich nichts anderes bestimmt ist, nach der Abnahrne59 

zu bezahlen. Geld wird also nur bezahlt, wenn die Arbeit geleistet ist! 

Ein A uftrag ist hingegen die unentgeltliche Erfüllung einer Leistung. Der Auftragnehmer haftet nur für grobes 
Verschulden und vorsätzliche Schädigung des Auftraggebers, da es sich hier um einen Gefälligkeitsvertrag 
handelt. 

Es zeigt sich also, daß ein Arbeitsvertrag den Verein in der Regel zeitlich und fmanziell intensiv bindet. 
Deshalb kommt es in der Praxis nicht selten vor, daß durch Werkverträge die Schutzbestimmungen des 
Arbeitsvertragsverhältnisses umgangen werden. 

Eine Empfehlung kann hier nicht gegeben werden. Abzuwägen ist hier der soziale Schutz der für den Verein 
Arbeitenden - der Verein sollte nicht nur nach außen hin sozial eingestellt sein! - gegen die fmanziellen 
Verpfli chtungen, die den Verein in den Konkurs treiben können. 

11. Wie haftet der Verein für seine Mitglieder und Angestellten? 

Der Verein haftet für 

Handlungen des Vorstands, einzelner Vorstandsmitglieder und besonderer Vertreter, 
Handlungen aller leitenden Angestellten mit selbständig verantwortlicher Außenwirkung, 
Beschlüsse der MV. 

Ob der einzelne vom Verein beauftragt oder bevollmächtigt war, spielt keine Rolle. Es genügt, daß er den 
Verein repräsentiert. 

58S iehe dazu auch eine Broschüre, die über Heiko Schorcht, Referat Ost der D.A.H., angefordert 
werden kann. 

59 = Entgegennahme des Werkes im vertraglich vorgesehenen Zustand. Zu dieser Abnahme ist der 
Besteller verpflichtet! 



31 

Eine Haftung ist z.B. bei rechtsgeschäftlichen Handlungen (Vertragsverletzung, Verschulden beim 
Vertragsschluß) nur dann ausgeschlossen, wenn der Vertragspartner erkennt, daß der Schädigende in diesem 
Fall nicht für den Verein handeln konnte. 

Die Haftung des Vereins besteht neben der Haftung des einzelnen. Der Geschädigte kann also wählen, von 
wem er den Schadensersatz haben möchte. Er kann ihn jedoch nur einmal verlangen. 

Der Verein kann sich nicht damit entschuldigen, daß er den Schädiger sorgfältig ausgewählt und eingewiesen 
hat, um den Schaden zu vermeiden. 

12. Wie lange bleibt ein Vorstand im Amt? 

Wenn die Satzung hierzu einen Zeitraum angibt, so gilt dieser als Obergrenze der Amtszeit60. Beim Fehlen 
einer solchen Vorschrift könnte der Vorstand sein Amt unbegrenzt lange ausüben. 

Eine Abwahl (Abberufung) ist allerdings jederzeit möglich: Es handelt sich um eine Vertrauensstellung, es sei 
denn, die Satzung sieht eine Abberufung nur aus wichtigem Grund vor. Wichtige Gründe können 
Unzuverlässigkeit, Pflichtverletzungen oder Verlust der Vereinsmitgliedschaft sein. 

Genauso kann der ehrenamtliche Vorstand jederzeit sein Amt niederlegen. Nur muß er es so einrichten, daß 
genügend Zeit bleibt, um einen Nachfolger wählen zu können. 

Streng hiervon zu trennen ist ein eventuelles Anstellungsverhältnis (ein bezahltes!) , das nach eigenen Regeln 
gekündigt werden muß. 

13. Wie kommt der Verein zu einem neuen Vorstand bzw. Vorstandsmitglied? 

Das ri chtct sich nach der Satzung oder, wenn dort keine entsprechende Regelung getroffen wurde, nach dem 
Gesetz. 

Demnach ist eine Neuwahl erforderlich, die mit einfacher Mehrheit zur Entscheidung führt. Die Wahl ist nur 
gültig, wenn sie von dem Gewählten angenommen wird. Trotz der Verpflichtung, kleinere ehrenamtliche 
Tätigkeiten für den Verein zu übernehmen, kann kein Vereinsmitglied zu einem Vorstandsamt gezwungen 
werden. 

Wichtig ist die Eintragung im Vereinsregister6
'. Allerdings wirkt diese nur "deklaratorisch" (= bestätigend). 

Das bedeutet: Der Betreffende ist zwar ab dem Zeitpunkt seiner Annahme der Wahl Vorstand, die 
Öffentlichkei t darf sich allerdings bis zur Eintragung darauf verlassen, daß er alte Vorstand noch amtiert -
außer sie weiß garantiert über die Neuwahl Bescheid. Das kann für die Vertretungsberechtigung bei 
Vertragsabschlüssen wichtig sein. 

Bei größeren Vereinen mit aufwendigen Mitgliederversammlungen bietet sich die Aufnahme eines 
Kooptationsrechts in die Satzung an. Das bedeutet, daß der "Restvorstand" beim Ausscheiden von nur einem 
oder zwei Vorstandsmitgliedern sich neue Vorstandsmitglieder selbst "herbeiwählen" darf. Hier sollte in der 

atzung jedoch stehen, daß davon die Amtsperiode des Gesamtvorstandes nicht berührt wird und daß die 
Mitgliederversammlung nach Ablauf der Amtsperiode einen neuen Vorstand wählt. Zusätzlich kann eine 
Bestimmung in die Satzung aufgenommen werden, daß die nächste MV die Kooptation bestätigen muß oder 
ein neues Vorstandsmitglied wählt. 

60 Das Vorstandsamt erlischt hier automatisch! 

6' Siehe §§ 64 und 67 BGB: Die Änderung der Zusammensetzung des Vorstandes wird vom neuen 
Vorstand mit Abschrift des Versammlungsprotokolls angemeldet. Eine notarielle (öffentliche) Beglaubigung 
der Anmeldung ist nach § 77 BGB notwendig. 
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VlI. Die Beratungs- und Betreuungstätigkeit 

1. Schweigepflicht und Datenschutz 

a) Wer unterliegt der Schweigepflicht? 

Aufgrund der oben erwähnten ungeschriebenen Treuepflicht der Vereinsmitglieder, die ebenso bei einem 
Anstellungs- oder Werkvertrag besteht, ist jeder im Verein Tätige zum Schweigen über Informationen 
verpflichtet, die er im Verein oder bei der Ausübung einer Tätigkeit für den Verein erfahren hat. 

Eine Ausnahme kann nur für nichtpersonenbezogene, nichtvereinsschädliche Informationen gelten, so z.B. 
"unser Beratungstelefon ist von ... bis ... besetzt". Der Rahmen ist also sehr eng! 

Um Zweifelsfälle auszuschließen und um dem neuen Mitglied oder Angestellten die Sensibilität der Daten 
bewußt zu machen, ist es empfehlenswert, eine Schweigepflichterklärung mit Androhung des Ausschlusses vom 
Verein bzw. der fristlosen Kündigung eines Arbeitsverhältnisses in doppelter Ausfertigung unterschreiben zu 
lassen - ein Exemplar für die Akte des Vereins und ein Exemplar für jeden zu Hause. 

Ein Muster erhaltet Ihr über das Referat Ost der D.A.H. 

b) Hat die SchweigepllichterkIärung auch Wirkung vor Polizei, Staatsanwaltschaft oder Gericht? 

Leider nein, 62 

Die Erklärung hat Z\var vertraglichen Charakter und ist Teil der Mitgliedschaft oder des Arbeitsverhältnisses; 
sie ist aber wie jeder verpflichtende Vertrag nur unter den Vertragsparteien gültig. 

Die "bürgerlichen" Pflichten gegenüber dem Staat werden dadurch nicht eingeschränkt. Pflicht bedeutet in 
diesem Fall "Aussagepflicht". 

Da die Aussagepflicht einen Eingriff in das Leben des Bürgers darstellt, bedarf sie immer einer gesetzlichen 
Ermächtigung für die zuständigen Behörde. 

Es sind zwei Fälle zu unterscheiden: 

Ein Aussageverlangen der Polizei müßte in einem Polizeigesetz des jeweiligen Bundeslandes festgelegt sein. Die 
gesetzliche Lage ist hier uneinheitlich ; allerdings kennt der Musterentwurf für ein Polizeigesetz63 keine 
Aussage pflicht. Ihr müßtet Euch also, um sicherzugehen, das für Euer Bundesland zuständige Gesetz besorgen. 

Z u beachten ist hier, daß bisweilen eine Erscheinenspflicht durch polizeiliche Vorladung defIniert ist. Dem 
Erscheinen zum angegebenen Termin ist unbedingt Folge zu leisten! Aus der Erscheinenspflicht folgt jedoch 
nicht zwingend eine Aussagepflicht; diese müßte gesondert in einem § des Polizeigesetzes niedergelegt sein64 . 
Es genügt also, die Personalien anzugeben und zu erklären, daß man keine Aussage machen möchte. 

62siehe auch Punkte IIl . 9. und VI . 3 

63Dieser Musterentwurf (ME) hat keine Gesetzeskraft, wurde jedoch zum Vorbild für die meisten 
Polizeigesetze Westdeutschlands. Ein Polizeigesetz kann verschiedene Namen haben: "Gesetz über Ordnung 
und Sicherheit", "Polizeiaufgabengesetz". Teilweise sind in diesen Gesezten auch die Aufgaben anderer 
"Ordnungsbehörden" geregelt. 

640b eine solehe Bestimmung im Verhältnis zum StGB, zur StPO, zum Bundesseuchengesetz und zur 
Aufgabe der Polizei , nicht präventiv tätig zu sein, verfassungsrechtlich zulässig wäre, erscheint uns fraglich! 
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Meist wird dann der Vorgang der Staatsanwaltschaft übergeben. Hier sieht es nun anders aus. Man wird zum 
Zeugen im Ermittlungsverfahren. Es gilt die Strafprozeßordnung, die StPO. Der Zeuge hat drei Pflichten: 
Erscheinen, Aussagen, Schwören. 

Eine Vorladung, die dann die Erscheinenspflicht erzeugt, kann von der Staatsanwaltschaft oder vom 
Ermittlungsrichter ausgehen. Dieser Vorladung ist Folge zu leisten, auch wenn man 
Zeugnisverweigerungsrecht65 hat. Ansonsten könnel Ordnungsmittel wie zwangsweise Vorführung, 
Ordnungsgeld, Ordnungshaft (diese nur vom Richter!) vt:rhängt werden. Gegen diese Maßnahmen kann das 
Landgericht angerufen werden. 

] eder Zeuge hat auch die Pflicht zur wahrheitsgemäßen Aussage. Sagt er nicht aus, so gelten wieder die 
gleichen Ordnungsmittel wie oben. Es kann sogar der Fall einer Strafvereitelung gegeben sein. 

Sagt der Zeuge falsch aus, so begeht er entweder eine Straftat nach § 153 StGB (Falschaussage vor dem 
Richter) oder nach § 258 StGB (Strafvereitelung bei Falschaussage vor der Staatsanwaltschaft; dieser Fall ist 
vom § 153 StGB nicht erfaßt). 

Bisher haben nur Verlobte, Ehegatten (auch nach der Scheidung) und elll1ge nahe Verwandte em 
Zeugnisverweigerungsrecht. Es gilt unbeschränkt und kann auch später geltend gemacht werden. 

Ein begrenztes Zeugnisverweigerungsrecht besitzen Vertrauenspersonen (Geistliche, Rechtsanwälte, Ärzte, 
Zahnärzte, Apotheker, deren Gehilfen66 und alle, die sich auf diese Berufe vorbereiten) , wenn sie die 
In fo rmationen im Rahmen ihrer Tätigkeit (z.B. Seelsorge) erhielten und zudem Personen, die sich mit der 
Vorbereitung, Recherche, Herstellung und Verbreitung periodischer Druckwerke oder von Rundfunk-rrv­
Sendungen beschäftigen. Es gilt jedoch nicht für die Buchpresse. 

Ein Auskunftsverweigerungsrecht besteht außerdem bei Fragen, deren Beantwortung den zu Vernehmenden 
selbst oder einen nahen Angehörigen in die Gefahr einer Strafverfolgung bringen würden. 

Wie zu sehen ist, gibt es für Mitarbeiter in AIDS-Hilfen kein spezielles Zeugnisverweigerungsrecht. Ein solches 
wurde zwar von der AIDS-Enquete-Komrnission vorgeschlagen. Geplant ist es jedoch bislang nur für 
Drogen bcra t ungsstellen. 

Zuletzt gibt es die Eidespflicht. Eine Vereidigung darf nur vom Richter durchgeführt werden. Uneidliche und 
eidliche Falschaussage vor Gericht können empfmdliche Strafen nach sich ziehen. 

Hinweis: Wer nichts weiß, braucht auch nichts auszusagen! Eine AIDS-Hilfe, die möglichst wenig Daten 
sammelt und dies gegenüber den Vernehmungsbehörden auch glaubhaft machen kann, hat 
nichts zu befürchten67 

c) Was tun bei Verletzung der Schweigeptlicht durch einen Mitarbeiter? 

Diese Fälle sind sehr ernstzunehmen. Zunächst ist festzustellen, wie es zu der Verletzung der Schweigepflicht 
kam . Es geht hier auch um einen "Selbst-Check" des Teams: Inwieweit führten interne Zwistigkeiten zu dieser 
Situation? Inwieweit waren Kollisionen zwischen AH-Arbeit und Privatleben bereits organisatorisch 
vorprogrammiert ? 

65Dazu weiter unten; die Rechtsgrundlagen sind im wesentlichen die §§ 52 ff. der StPO 
(Slrafprozeßordnung). 

66Die Gehilfen brauchen zur Geitendmachung des Zeugnisverweigerungsrechtes das Einverständnis ihres 
Vorgesetzten. 

67 siehe dazu Punkt d) 
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Als letzte Maßnahme kann bei einer Schweige pflichtverletzung mit einem sofortigen Ausschluß geantwortet 
werden. 

Bevor jedoch der Sachverhalt nicht endgültig und sicher abgeklärt ist, sollte dem Mitarbeiter aus Solidarität 
jede Möglichkeit zur Entlastung gegeben werden. Ggf. kann er vorübergehend mit einer anderen Tätigkeit 
betraut werden. 

Eine Schweigepflichtverletzung kann sich unter Umständen auf Privatgeheimnisse im Sinne des § 203 StGB 
beziehen, die einem staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder Berater in einer anerkannten Beratungsstelle für 
Suchtfragen mitgeteilt worden sind. 

d) Wie sorgt der Verein für ein Maximum an Datenschutz? 

Durch die Datenschutzgesetze und das informationelle Selbstbestimmungsrecht wird jedem das Recht gegeben, 
über die Verwendung personenbezogener Daten selbst zu entscheiden68

. 

Daten dürfe n daher nur mit Einwilligung des Betreffenden verwendet werden. Diese Einwilligung erfolgt meist 
nicht ausdrücklich, sondern schlüssig aus dem Aufsuchen der AIDS-Hilfe. 

Wichtig ist hier die Reichweite der Einwilligung. Sie erstreckt sich sachlich nur auf das unbedingt Notwendige, 
wie z.B. Vorname und Telefonnummer für einen Rückruf oder Vorname, Ort und Zeit für einem 
Beratungstermin . 

Nach einer abgeschlossenen Beratung gibt es keinen rechtlichen Grund, Namen, Adressen, Telefonnummern 
und Einze lheiten aus Beratungsgesprächen weiterhin zu speichern oder als Notizen aufzubewahren. Eine 
Dalenvemichtung muß endgültig sein: also Papier durch den Reißwolf, Daten auf dem PC überschreiben69. 
Die Lösch-lEntfernfunktion allein bzw. der Format-Befehl löscht nur das Directory, nicht jedoch die Daten 
selbst! Diese werden erst allmählich beim weiteren Abspeichern anderer Daten überschrieben. Mit allgemein 
zugänglichen Undelete-Programmen70 könnten die Dateien wieder hergestellt werden. 

Der Datenschutz gilt unbeschränkt nach außen. Für eine etwaige Verwertung von Daten für Prozesse, Anfragen 
o.ä. ist die ausdrückliche Einwilligung des Betreffenden einzuholen! 

Auch innerhalb der AIDS-Hilfe ist der Datenfluß auf das sachlich Notwendige zu beschränken, so z.B. was 
Supervisionssitzungen anbetrifft. Eine Weitergabe von Daten zwecks gemeinsamer Besprechungen darf keine 
Namen oder persönliche Angaben enthalten. 

Sehr sensibel sind Adreßdateien. Sie kommen in Frage für die Mitgliederverwaltung, für Info-Blätter und 
Ansprechpartner auf verschiedenen Ebenen. Das Speichern solcher Adressen bedarf ebenfalls der E inwilligung 
der Bctreffenden. Adressen dürfe n nicht außerhalb der AIDS-Hilfe verwendet werden und nicht mit anderen 
Daten (Serostatus o.ä.) verknüpft oder verknüpfbar sein! 

Um sich gegen Einbruch und neugierige "Interessenten" abzusichern, empfiehlt sich ein Panzer-/Stahlschrank. 

68Näheres hierzu siehe auch Rechtsratgeber "AIDS und HlV im Recht", a.a.O. 

69Die Befehle für diese Funktion heißen meist "Erase", so z.B. bei PCShell. 

7°als Teile von DOS, PCTools oder Norton Commander. Die "Datei-Versteck"-Funktion Encrypt von 
PCShell ist für den einfachen Benutzer zwar ein wirksames Hindernis, nicht aber für erfahrene EDV-Leute! 
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2. Die Beratung 

a) Haftet der Mitarbeiter tiir fehlerhafte Beratung? 

Hier ist zunächst eine juristische und damit auch einseitige Begriffsklärung angebracht. 

H aftung entsteht in den Rechtsbeziehungen zwischen den Bürgern nur, wenn ein Schaden entstanden ist, der 
ursächlich auf eine schädigende Handlung zurückzuführen ist. Die schädigende Handlung muß fahrl ässig oder 
vorsätzlich begangen worden sein. Das heißt: ohne Verschulden und ohne Schaden auch keine Haftung!7' 

Beratung ist - sehr verkürzt - als erstes (helfendes) Zuhören; als zweites, wenn vom Ratsuchenden gewünscht, 
das Anbieten von Information; als drittes - wenn überhaupt - eine Stellungnahme. 

Zuhören und Stellungnehmen können keine rechtlich relevanten Fehler auslösen, sehr wohl aber das Anbieten 
von Informationen. Erfolgt hier eine Falschauskunft, Z.B. über Fristen und Begründungen bei der Beantragung 
von Wohngeld oder anderen Leistungen, liegt ein Ereignis vor, das zu einem Schaden führen kann. Ob dieses 
Ereignis, verbunden mit einem tatsächlich entstandenen Schaden, letzlich zu einer Haftung führt, hängt von den 
gesetzlichen Bestimmungen ab. 

In Frage kommt hier das Auftragsverhältnis, da eine Dienstleistung unentgeltlich angeboten wird. Der 
Ratsuchende ist der A uftraggeber, der Berater ist der Beauftragte. Ein Auftrag kann jederzeit fristlos 
widerrufen bzw. gekündigt werden. Es gibt also - außer der moralischen Pflicht - keine Pflicht zur 
Weitcrberarung. 

§ G7G BGB stellt für Fälle eines Rates oder einer Empfehlung, die als Spezialfälle einer Auftragsleistung gelten, 
kl ar, daß keine Haftung eintritt. Eine Ausnahme kann nur gelten, wenn der Ratsuchende sich an einen 
profess ionellen Berater (Sozialpädagoge, Rechtsanwalt, Arzt in der AIDS-Hilfe) wendet und erkennen läßt , daß 
cr die Info rmation unmittelbar benötigt. Aber auch hier genügt der Hinweis, daß alle Informationen nach 
bes tem Gewissen erteilt vmrden, um sich von einer Haftung zu befreien. 

Alle rdings bleibt eine Haftung bei einer vorsätzlich falschen und gewissenlosen Auskunft nach § 826 BGB 
immer bestehen. Auch kann eine leichtfertig erteilte Auskunft, durch die der Ratsuchende einen Schaden an 
Gesundheit oder Eigentum nimmt, nach § 823 BGB zur Haftung führen . 

b) Darf die AIDS-Hilfe Rechtsberatungen durchführen? 

'ein ' Jede Rechtsberatung (Aufklärung über die rechtliche Wertung eines Einzelfalls, wobei die Sicht des 
Ratsuchenden maßgeblich ist) ist grundsätzlich erlaubnispflichtig. Für AIDS-Hilfen gibt es keine Ausnahme. Ob 
die Hinweise mündlich, schriftlich, ohne oder mit Entgelt, abstrakt oder konkret gehalten sind, spielt keine 
Rolle. 

Schulungen und die Weitergabe von Informationsmaterial allgemeiner Art sind jedoch zulässig. 

Der Hinweis se i erlaubt, daß ein Verstoß gegen das Rechtsberatungsgesetz nachgewiesen werden müßte; und 
wo keine Unterlagen vorhanden sind ... Bei Wurfzetteln und Plakaten ist deshalb der Hinweis auf eine 
Rechtsberatung zu vermeiden. 

Das Rechtsberalungsgeselz will den Bürger allerdings auch vor Fehlauskünften schützen. 

" Hierzu gibt es, wie üblich , Ausnahmen: Bei Produkthaftung, Haftung des Autofahrers etc. gibt es eine 
verschuldensunabhängige "Gefährdungshaftung". In manchen Fällen befreit das Gesetz von der Haftung für 
leichte Fahrlässigkeit. Auch einzelvertragiich ist eine Haftung für Fahrlässigkeit ausschließbar, bei 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen jedoch nur für die leichte Fahrlässigkeit. 
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3. Das Betäubungsmittelgesetz72 

a) Darf die AIDS-Hilfe Druckräume zur Verfügung stellen? 

b) Darf der Verein Spritzen abgeben? 

Zu diesen Fragen fmden sich ausführliche Darstellungen in folgenden kostenlosen AIDS-Foren der D.A.H.: 

Band VI : 

Band IIl : 

Der tolerierte intravenöse Drogengebrauch in den Angeboten der Drogen- und AIDS-Hilfe" 
(S. 111 bis 117). 

Die Zugänglich.keit zu sterilem Spritzbesteck" (S. 31 ff.) 

Sie sind über den Versand der Bundesgeschäftsstelle anzufordern. 

Empfehlenswert ist hierzu auch der von der D.A.H. herausgegebene Rechtsratgeber "AIDS und HIV im Recht" 
(S. 249 bis 253) . 

Festzustellen ist, daß die Abgabe von Spritzen im Rahmen der AIDS-Prävention nicht mehr als strafbar 
aufgefaßt wird. Von der AIDS-Enquete-Kornmission ist vorgeschlagen worden, die Spritzenabgabe ausdrücklich 
zu entkriminalisieren. Das wurde auch als Bestimmung in den Nationalen Rauschgiftbekämpfungsplan 
aufgenommen. Der Vorschlag der Enquete-Kommission ist indes Vorschlag geblieben. Der 
Rauschgiftbekämpfungsplan hat keine Gesetzeskraft, so daß es vorläufig bei den unklaren Formulierungen des 
BtMG bleibt 73. 

Das Betreiben von Druckräumen kann straffrei sein, wenn die Betreiber alle Maßnahmen ergreifen, um den 
Erwerb und die unbefugte Abgabe von Betäubungsmitteln innerhalb des Druckraumes zu verhindern. 

Gemeinsames Argument für die Nichtanwendbarkeit des BtMG ist die Tätigkeit der AIDS-Hilfe auf dem 
Gebiet der allgemeinen GesundheitsfÜIsorge und der speziellen Gefahrabwendung beim intravenösen 
Drogengebrauch~ . 

Eine Garantie, daß eine Strafverfolgung ausbleibt, gibt es bislang nicht. Wir empfehlen deshalb in solchen 
Fällen sofort einen Rechtsanwalt , das Referat Ost sowie das Drogenreferat der D.A.H. einzuschalten. 

73Danach ist die "Förderung" des Konsums von Betäubungsmitteln strafbar. 

74Ein strafrechtlich relevantes Verhalten müßte "gefahrerhöhend" sein. Hier handelt es sich jedoch um 
"gefahrvermindernde" Aktivitäten; eine Auffassung, die sich hoffentlich bald in der gesamten 
Rechtsprechung durchsetzt. 
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VIII. Verträge 

Über den Vertragsbegriff und die Verpflichtungen, die ein Vertrag erzeugt, bestehen in West und Ost 
erhebliche Unsicherheiten, was größtenteils an der Unverständlichkeit der Gesetzestexte liegt. 

Hier kann nur eine sehr allgemeine Klärung erfolgen. Bei jedem Vertrag ist eine Fülle von Spezialvorschriften 
zu beachten. Bitte wendet Euch in Zweifelsfällen vorher an das Referat Ost! 

Das DDR-Recht kannte keine Verwaltungsverträge, sondern nur Verträge zwischen den Bürgern (nach ZGB) 
und Verträge der Produktionsbetriebe (nach Wirtschaftsvertragsgesetz). Das bundesrepublikanische Recht 
hingegen teilt ein in Verträge zwischen staatlichen Körperschaften (Staatsverträge, Verwaltungsverträge) bzw. 
Verträge zwischen diesen und dem Bürger (Verwaltungsverträge). Alle Verträge zwischen den Bürgern, 
Vereinen, KGs, GmbHs, AGs, OHGs etc. sind privatrechtliche Verträge. Als Ausnahme sind auch die Verträge 
mit den Eisenbahnen und den Postdiensten privatrechtlicher Natur. Nur um privatrechtliche Verträge geht es 
in den fo lgenden Abschnitten.75 

1. Was ist ein Vertrag, und welche Vertragsarten gibt es? 

Ein Vertrag ist (technisch) eine "von zwei oder mehr Parteien erklärte Willensübereinstimmung über die 
Herbeiführung eines rechtlichen Erfolges". Diese DefInition ist sehr weit gefaßt. Ein Vertrag ist daher schneller 
geschlossen, als bisweilen beabsichtigt! 

Es ist also nur erforderlich, sich über gemeinsame Ziele zu verständigen und erkennbar zu äußern, daß diese 
Z iele nicht unverbindlich bleiben sollen. Den Parteien steht es fast völlig frei, mit wem sie einen Vertrag 
schließen, wann sie ihn schließen, welche Form sie ihm geben (auch mündliche Absprachen geIten, außer man 
einigte sich vertraglich auf die Schriftform!) und welchen Inhalt er haben soll. 

Versprechungen im Rahmen von Gefälligkeit, Höflichkeit oder Takt sind keine Verträge. 

2. Wann gilt ein Vertrag'! 

Ein Vertrag gilt bis auf die unten erwähnten Fälle immer. Jede der Parteien haftet zum Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses dafür, daß sie zur Erfüllung eines Vertrages fähig ist. 

3. Was ist der Mindestinhalt eines Vertrages? 

Erforder lich ist nur, sich über das absolut Notwendige zu verständigen. Bei einem Mietvertrag ist das z.B.: Was 
ist vermietet? An wen, von wem und zu welchem Preis (= Mietzins) ? 

Alles andere kann sich aus den Umständen oder dem Gesetz ergeben. Empfehlenswert ist dennoch, möglichen 
Streitigkeiten über den Umfang der Vereinbarung und die Auslegung des Vertrages durch genaue 
Formulierungen vorzubeugen. 

75[n den Verträgen mit staatlichen "Hoheitsträgern" werden zT. die Grundsätze des privatrechtlichen 
Vertrages analog (= entsprechend) angewandt. In der Praxis ist hier noch vieles umstritten! 
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4. Was passiert bei Lücken im Vertrag? 

Eine Lücke liegt nur dann vor, wenn sich aus allen zur Verfügung stehenden Umständen (z.B. vorherige 
Absprachen) nicht erschließen läßt, was gemeint wurde. 

Ist anzunehmen, daß die Parteien, wenn sie über die Lücke beim Vertragsschluß gewußt hätten, gar keinen 
Vertrag geschlossen hätten, so ist auch keiner zustandegeko=en. Hätten sie ihn trotzdem geschlossen, so 
käme der Vertrag mit dem vereinbarten "Rest" zustande. 

Bei einem Mietvertrag würde die fehlende Einigung über den Mietzins dazu führen, daß kein Vertrag 
zustandegekommen ist. Wurde vergessen, sich über die Anzahl der Schlüssel zu einigen, so ist dieser Mangel 
behebbar. 

5. Welche Folgen ergeben sich aus einem Vertrag? 

Ein Vertrag verpflichtet zunächst beide Parteien, den Vertragstext zu erfüllen. Darüber hinaus existieren aber 
auch Treue- und Sorgfaltspflichten gegenüber dem jeweiligen Vertragspartner76

. 

Bei einer Verletzung von Vertragspflichten oder einer generellen Nichterfüllung ko=t ein Schadensersatz in 
Frage. 

Z u beachten ist, daß schon Absprachen im Vorfeld eines Vertrages rechtliche Bindungen zur Folge haben 
können. Wer also zu einem Vorstellungsgespräch einlädt, um einen Arbeitsvertrag anzubahnen, muß, wenn er 
den Termin versäumt, die Fahrtkosten erstatten. 

6. Wann gilt ein Vertrag nicht? 

Nur in fest umrissenen Fällen ent fal tet ein Vertrag keine Wirkungen. Dazu im Folgenden: 

a) Nichtigkeit 

Nichtigkeit bedeutet "von Anfang an rechtlich nicht existent". Dies ist in folgenden Konstellationen der Fall: 

aa ) Sittenwidrigkeit 

Ein Vertrag, der gegen "die guten Sitten" verstößt, wird von der Rechtsordnung nicht akzeptiert. 
Sittenwidrigkeit ist jedoch schwer zu erreichen; und die Grenze verschiebt sich im Laufe der Jahre, wobei die 
Gerichte der gesellschaftlichen Entwicklung hinterherhinken. 

Ein Dienstl eistungsvertrag mit einer Prostituierten gilt als sittenwidrig. Die Prostituierte kann nicht auf Zah lung 
ihres Lohnes klagen. Der Freier wiederum kann sein Geld nicht zurückverlangen, wenn er mit der Leistung 
nicht zufri eden war. 

Hohe Abstandszahlungen für Mieträumlichkeiten wurden vor Jahren noch grundsätzlich als sitrenwidrig 
erachtet. Heute werden sie in manchen Regionen bis zu gewissen Höhen anerkannt. 

Auf jeden Fall ist das Ausnützen einer Zwangslage und der Unwissenheit eines anderen sittenwidrig. 

76S 0 darf z.B. der Vermieter keine Hetzpropaganda gegen die AR starten. 
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bb) Behördliche Verbote oder Genehmigungen 

Nicht alle behördlichen Verbote oder noch nicht erteilte Genehmigungen lassen einen Vertrag nichtig werden. 

Eine polizeiliche Beschlagnahme oder eine Konkursverwaltung führt dazu, daß über die betroffenen Güter oder 
Vermögensgegenstände keine "Verfügung" (= Eigentumsübertragung u.a.) mehr möglich ist. 

Nicht als Übertretung eines behördlichen Verbots gilt der Bezug einer staatlich geförderten Wohnung 
(Sozialwohnung) ohne Wohnberechtigungsschein oder die Nutzung eines Wohnraumes als Gewerberaum. Der 
darauf gerichtete Vertrag bleibt gültig, die Behörde kann jedoch die Räumung der Wohnung verlangen. 

cc) Gesetzliche Formvorschriften 

Formvorschrift kann z.B . notarielle Beurkundung sein. 

Beim Kauf von Grundstücken gibt es die Vorschrift, daß der darauf gerichtete Kaufvertrag notariell beurkundet 
werden muß. Hier hat die Vorschrift eine Warnfunktion, da es in der Regel um hohe Summen geht, und eine 
Beweisfunktion. da der notarielle Kaufvertrag bei der Eintragung im Grundbuch vorgelegt werden muß. Ohne 
die Mitwirkung des Nota rs gilt der Vertrag nicht. 

Ein Schenkungsversprechen muß schriftlich erfolgen, damit es vertragliche Wirkung entfaltet (auch eine 
Schenkung ist juristisch ein Vertrag). Hier geht es jedoch nur um die Warnfunktion für den Schenkenden. Hat 
er allerdings ohne Schriftform gleich "geschenkt", so schadet die fehlende Schriftform nicht. Der Mangel wird 
"durch den Vollzug geheilt". 

Die Schriftform existiert z. B. noch bei der Privatbürgschaft, bei Ausbildungsverträgen oder in ganz besonderer 
Form bei letztwilligen Verfügungen (Testamente, Vermächtnisse, Erbverträge). 

b ) Kündigung 

Ei ne Kündigung ist eine Vertragsbeendigung mit Wirkung ab sofort oder innerhalb einer Frist 
(Kündigungsfrist). Sie ist ein einseitiges Recht und bedarf nicht der Zustimmung des Vertragsgegners. Dieser 
muß lediglich die Gelegenheit haben, davon Kenntnis zu nehmen. 

Kündigung ist jedoch nur bei Verträgen möglich, die auf eine längere Zeit mit wiederkehrenden Pflichten 
ausgerichtet sind (Miet-, Dienst-. Arbeitsverträge) und gehorcht dort jeweils sehr speziellen gesetzlichen 
Regeln. 

c) Anfechtbarkeit 

Anfechtung ist die "Vernichtung des Vertrages mit Wirkung für die Vergangenheit", quasi eine "rückwirkende 
Nichtigkeit ". 

Sie kommt, wenn keine speziellen Regeln einschlägig sind (beim Kauf ist das anders!), in Frage, wenn eine der 
Vertragsparteien sich über den Inhalt ihres Vertragsangebots geirrt oder sich in der Erklärung selbst vertan hat. 

Ein Inhaltsirrtum würde in ein rrtümlichen Verwendung eines BeLrriffes liegen (z.B. "12 P.": auf dem 
Bestellformular als Abkürzung I . . "Palette", der Kunde meinte jedocJ J.kete") oder in einer fehlerhaften 
Angabe (z.B. eine Null zuvie l bei der Bestellmenge). Eine Anfechtung is: .er jedoch an Fristen gebunden und 
löst eine Schadensersatzpflicht aus! 

Eine Anfechtung ist auch möglich bei Täuschung, Drohung oder Betrug. Hier gibt es gegenüber dem andern 
natürlich keine Schadensersatzpflicht. 

Diese Regeln gelten nur eingeschränkt: Bei der Ehc~c hließung, im Arbeitsrecht und bei Kaufverträgen sind sie 
entweder ausgeschlossen oder abgewandelt. 
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d) Aufhebung 

] eder Vertrag läßt sich bei beiderseitigem Einverständnis beenden. Es handelt sich dann um eine Aufhebung. 
Auch sie hat den Charakter eines Vertrages (= Aufhebungsvertrag). 

In Zeugnissen, die der Arbeitnehmer nach einem einvernehmlich aufgelösten Arbeitsverhältnis erhält, muß 
stehen: "FraulHerr. .. verläßt uns auf eigenen Wunsch ... " 

Die Formulierung zu DDR-Zeiten "Das Arbeitsverhältnis wurde in gegenseitigem Einvernehmen aufgelöst" 
bedeutet nach westdeutscher Tradition fristlos gekündigt. 

e) Unmöglichkeit 

1st die Erfüllung eines Vertrags durch einen Umstand, der nach Vertragsabschluß eintritt, nicht mehr möglich, 
spricht man von "Unmöglichkeit". 

Ist diese Unmöglichkeit von keiner Partei verschuldet (wenn z.B. ein Haus aufgrund höherer Gewalt abbrennt), 
so gehen die Vertragspflichten ins Leere, und der Vertrag ist als beendet anzusehen. 

Ist die Unmöglichkeit durch eine Partei verschuldet, so muß sie Schadensersatz leisten (z.B. der Vermieter, der 
sein Haus angezündet hat, um die hohe Versicherungssumme zu kassieren). 

War dieser Umstand von Anfang an vorhanden (wenn z.B. eine Wohnung gleichzeitig an zwei Parteien 
ve rmietet wurde) , so ist zwar einer der beiden Verträge "unmöglich", jedoch muß der Vertragspartner dann 
"Schadensersatz wegen Nichterfüllung" leisten. 

f) Leistungsvenveigerung 

.l eder, der einen Vertrag schließt, haftet dafür, daß er ihn erfüllen kann. Erfüllt er ihn nicht, so kann er letztlich 
geri chtlich dazu gezwungen werden. 

g) Verzicht 

Nur in wenigen Fällen ist der Vertragspartner verpflichtet, die vertragliche Leistung anzunehmen (so z.B beim 
Kauf: was gekauft wurde, muß auch abgenommen werden). Es steht ihm frei, einen Verzicht zu erklären. 

h) Bedingungen 

Verträge können auch unter Bedingungen geschlossen werden. Eine Bedingung kann einen Vertrag in Gang 
setzen, so z.B. die Bedingung "Vermietet wird nach Bewilligung der Umbaumaßnahmen durch den Senat", oder 
ihn wieder auflösen. Eine auflösende Bedingung wäre "Der PC wird verliehen, bis ich ihn selbst für meine 
Promotion brauche". 

Eine Bedingung ist unzulässig, wenn sie gegen Schutzgesetze verstößt. Das Wohnraummietrecht mit seinen 
Kündigungsfristen und Regelungen, wann eine Kündigung zulässig ist, kann nicht durch Bedingungen 
untergraben werden. 

i) Geistige Vorbehalte 

Geistige Vorbehalte können (nach dem Gesetz) sein, 

nur spaßeshalber den Vertragssschluß anzubieten, um den anderen zu ärgern; 
gemeinsam mit anderen nur so zu tun, als ob man einen Vertrag schließen wollte oder 
insgeheim nicht an den Vertrag gebunden sein zu wollen (ohne Scherzabsicht). 
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Die Folgen sind unterschiedlich: 

Im ersten Fall kommt kein Vertrag zustande; der Scherzende hat Glück gehabt, muß aber 
Schadensersatz leisten. 
Im zweiten Fall kommt kein Vertrag zustande. 
Im dritten Fall kommt ein Vertrag zustande, wenn der andere den geistigen Vorbehalt nicht kennt; 
kennt er ihn, gibt es keinen Vertrag. 

7. Ist eine vertragliche Leistung erzwingbar? 

Aufgrund des Vertrages ist eine Leistung gerichtlich erzwingbar. Dies jedoch nur, wenn sie nicht "unmöglich" 
geworden ist. Wurde eine Sache gekauft und ist diese inzwischen anderweitig verkauft worden, bleibt nur noch 
Schadensersatz. 

8. Welches Verhä ltnis besteht zwischen Vertrag und Gesetz? 

Prinzipiell gil t die Vertragsfreiheit, wie schon oben erwähnt. Diese beeinhaltet die Freiheit, den 
Vertragspartner, den Zeitpunkt, den Inhalt und die Form des Vertrages zu wählen. 

An manchen Stellen ist die Vertragsfreiheit jedoch eingeschränkt: 

Ein Testament kann nur handschriftlich oder vor dem Notar in einer gewissen Form aufgesetzt werden. 
Eine Eheschließung ist nicht auf 10 Jahre befristbar . 
Ein Mietvertrag über Wohnraum gibt dem Mieter über den Vertrag hinaus weitreichende Schutzrechte. 
Die Vertragsfreiheit gilt nicht für Staatsunternehmen oder Personen, die hoheitliche Aufgaben 
wahrnehmen (so z.B. die DEKRA oder der TÜV, die Post etc.). 

Es kann passieren, vom Türsteher einer Kneipe abgelehnt zu werden. Hier hat sich der Kneipier, vertreten 
durch den Türsteher, entschlossen, mit bestimmten Personen keinen Vertrag zu schließen. Ähnliches trifft 
biswe ilen auf Frauenbuchläden zu, zu denen Männer keinen Zutritt haben. 

Bei Koll isionen zwischen Vertragstex und Gesetz ist das Gesetz stärker, wenn es nicht dispositiv is t. 
"Dispositiv" bedeutet nachgiebig im Sinne eines Vorschlages oder zur Ausfüllung einer Regelungslücke in einem 
Vertrag. Gerade im Vereinsrecht gibt es (s .o.) eine Fülle von dispositiven Vorschriften. 

9. Was s ind "Allgemeine Geschäftsbedingungen"? 

Erhebliche Zweife l herrschen über die Einordnung von Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) bzw. über 
das en tsprechende Gesetz (AGBG), das die Macht des Verwenders des 'Kleingedruckten" einschränkt. 

Die AGB sind alle für eine Vielzahl von Verträgen vorformulierten Vertragsbedingungen, die eine 
Verlragspartei (der Verwender ) der anderen Vertragspartei bei Abschluß eines Vertrages stellt. Dabei ist es 
gleichgültig, ob sie einen gesonderten Bestandteil des Vertrages bilden oder in den Vertragstext eingearbeitet 
sind, welchen Umfang sie haben, in welcher Schriftart sie verfaßt sind und welche Form der Vertrag hat. 

Damit die AGB gültig sind, müssen sie dem Vertragspartner bekannt gemacht werden, oder er muß zumindest 
Gelegenheit haben, von ihnen Kenntnis zu nehmen (z.B . Aushang in den BÜforäumen). 

Das AGBG enthält eine Fülle von Klauseln, in denen AGB-Bestimmungen für unwirksam erklärt werden77
• 

77S chaut Euch das AGBG selbst einmal an, es ist jeder Textausgabe des BGB zugeordnet! 
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Das AGBG gilt leider nicht bei den behördlich genehmigten Geschäftsbedingungen von 
Beförderungsunternehmen, Bausparkassen, Versicherungen und Kapitalanlagegesellschaften, ferner nicht bei 
Verträgen auf den Gebieten des Arbeits-, Erb-, Familien-, und Gesellschaftsrechts. 

10. Was bedeutet Verjährung? 

Verjährung im Bürgerlichen RecheB bedeutet, daß ein Anspruch (z.B. Kaufpreisforderung, Lieferung einer 
Sache, Schadensersatz) nach einer bestimmten Anzahl von Jahren zwar immer noch existiert, aber nicht mehr 
gerichtlich durchgesetzt werden kann, wenn der andere sich auf die Verjährung beruft. 

Das heißt: 

Wenn der Beklagte sich vor Gericht nicht auf die Verjährung beruft, wird er zur Leistung verurteilt. 

Beruft er sich darauf, wird die Klage abgewiesen. 

Hat der Vertragspartner trotz Verjährung geleistet (= den Anspruch erfüllt), kann er das irrtümlich 
Geleistete nicht zurückverlangen. 

Falls aber die AIDS-Hilfe dem Vertragspartner selbst etwas schuldet, kann sie die beiden Forderungen 
gegeneinander "aufrechnen" - die Verjährung spielt hier keine Rolle. 

Die Verj ährung kann gehemmt werden, Z. B. durch Stundung. Hier wird der Fristablauf ausgesetzt, die Uhr 
gleichsam angehalten. 

Sie kann auch unterbrochen werden, z.B. durch Klageerhebung, gerichtlichen Mahnbescheid oder Anerkenntnis 
durch den anderen (Abschlagszahlung!). Durch die Unterbrechung beginnt die Frist erneut. 

Ein einfaches oder eingeschriebenes Mahnschreiben erzeugt weder eine Hemmung noch Unterbrechung! 

Die Verjährungsfristen sind unterschiedlich. Ansprüche aus einem Kaufvertrag verjähren z.B. in einem halben 
Jahr. Lohn· und Gehaltsforderungen verjähren in zwei Jahren. Finden sich keine speziellen Regeln, gilt immer 
die Ve rj ährungsfrist von 30 Jahren. 

Hat man aber einen vollstreckbaren Titel in der Hand, kann man sich Zeit lassen, egal welche Verjährungsfrist 
für Ansprüche aus dem jeweiligen Vertrag vorgesehen war. Es gilt dann immer die Frist von 30 Jahren. 

7BVerj ährung gibt es auch im Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht sowie im Verwaltungsrecht, wird 
allerdings anders geregelt. 
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IX. Kleiner Exkurs zu speziellen Problemen 

1. AufkJärungsplakate und Broschüren als Pornographie 

Pornographie als solche ist nicht verboten (bis auf Pornographie hinsichtlich Sex mit Tieren, Sex mit 
Minderjährigen und sexuelle Gewalttaten), wohl aber, sie Minderjährigen in irgendeiner Weise zugänglich zu 
machen. Problematisch werden also die Fälle, in denen solche Materialien Jugendlichen zugänglich gemacht 
werden, öffentlich ausliegen, an Info-Ständen verteilt bzw. verschickt werden, ohne vorher das Alter des 
Empfängers zu kontrollieren. 

Bei Broschüren wie z.B. "Schwuler Sex - sicher" könnte eine Staatsanwaltschaft auf den Gedanken kommen, es 
handele sich um Pornographie. Die Gegenargumentation ist hier, daß es sich um Schriften aufklärerischen und 
gesundheitspolitischen Inhalts handelt, die sich der Ästhetik und speziellen Umgangssprache der Zielgruppen 
bedienen, um Verständnisbarrieren abzubauen. Außerdem soll darauf hingewiesen werden, daß diese 
Materialien nur an bestimmten Orten (z.B. Schwulenkneipen und -saunen) verteilt oder ausgelegt werden. 

2. Jack-Otl"-Parties / Safer-Sex-Parties 

Schwuler Sex als solcher ist nicht strafbar, auch nicht die Organisierung von schwulen sexuellen Begegnungen. 

Auch wenn es sehr unwahrscheinlich ist, könnte der Fall eintreten, daß Euch vorgeworfen wird, Beihilfe zu 
unsafe Sex gegeben bzw. dazu angestiftet zu haben. Unsafe Sex wurde in Westdeutschland in gewissen 
Regionen strafrechtlich unter dem Vorwurf "versuchte gefährliche Körperverletzung" verfolgt; es kam zu 
Verurteilungen79. 

Diesen VOf\',urf könnt Ihr dadurch entkräften, daß AnstiftunglBeihilfe immer einen Vorsatz erfordert, den Ihr­
da es sich um eine Safer-Sex-Veranstaltung handelt - nicht haben konntet. 

Problematischer sind Kollisionen mit den Ordnungsbehörden. Eine Zusage der Behörde ist für die Behörde 
verbindlich , wenn sie schriftlich ist und der Behörde gesagt wurde, um welch eine Veranstaltung es sich handelt. 
H ier kommt es auf die Art der Formulierungen an . 

Grundsätzli ch gilt: 

Das A uslegen von Kondomen ist nicht verboten. 
Pornos zu ze igen ist erlaubt. 
Durch Türkontrollen ist zu sorgen daß keine Minderjährigen Zutritt haben. 
Die Parties sind nicht genehmiguugspllichtig. Bei zu erwartenden Problemen mit den Ämtern sollte 
eine Lösung per Anmeldung gesucht werden. Hier kann eine Privatperson als Veranstalter auftreten. 
Der Polizei ist Z utritt zu gewähren, wenn es sich um die Verfolgung einer Straftat handeltoo. 

4. S/M-Parties 

Die Problematik ist hier ähnlich gelagert. Ihr als Veranstalter könnt aber darauf hinweisen, daß es bei Eurer 
Veranstaltung um die Aufklärung über und die Umsetzung von Safer Sex bei S/M geht, Euer Ziel also eine 
Gefahrverringerung, nicht eine Gefahrerhöhung ist. Gefahrverringerndes Verhalten ist nicht strafbar. Durch die 
Absicht, Gefahren zu verringern, entfällt auch der Vorsatz, der für Beihilfe/Anstiftung erforderlich wäre. 

79Genaueres siehe Rechtsratgeber "AIDS und HIV im Recht", a.a.O . 

8°siehe auch Kapitel III Nr . 9 
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Generell handelt es sich bei S/M (nur juristisch!) um Körperverletzung. Der Verletzte hat hierzu jedoch seine 
Einwilligung gegeben, was dazu führt, daß die Körperverletzung nicht rechtswidrig ist. Eine Ausnahme gilt im 
Hinblick auf die Sittenwidrigkeit der Einwilligung. Ein konservativer Staatsanwalt könnte auf den Gedanken 
kommen, die Einwilligung ins Auspeitschen sei sittenwidrig. 

5. Anzeigepflicht von Straftaten 

Bei Euren Berarungsgesprächen werdet Ihr Informationen über unsafe Sex oder auch über BtM-Konsum 
erhalten. 

Unsafc Sex zählt juristisch in aller Regel zu den versuchten oder vollendeten Körperverletzungsdelikten; der 
BtM-Konsum ist nach dem BtMG strafbar. 

Eine Anzeigepflicht besteht in beiden Fällen nicht, allerdings habt Ihr auch kein Zeugnisverweigerungsrecht vor 
Gericht (s.o.). Bitte wendet E uch in diesen Situationen sofort an einen kompetenten Rechtsanwalt. 






